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DAS PHÄNOMEN LULA
2022 ist das Jahr des fast endlosen Sommers. 
1816 war das Jahr ohne Sommer. Heuer sind 
die Rekordtemperaturen menschengemacht. 
1816 war die Staub- und Aschewolke nach dem 
Ausbruch des Vulkans Tambora in Indonesien 
verantwortlich. Die Folge: Ernteeinbussen, 
Teuerung, Hungersnöte. Auch in der Schweiz. 
Deshalb machten sich in der Folge rund 
2000 Schweizer Wirtschaftsfl üchtlinge auf den 
beschwerlichen Weg nach Brasilien. Dort 
gründeten sie 1819 die Stadt Nova Friburgo, 
in den sanften, an die Voralpen erinnernden 
Hügeln nordöstlich von Rio de Janeiro.

SCHLOSSER. Anfang 2003 besuchte ich diese 
Stadt mit ihren Gruyère-Schaukäsereien und 
Chalets und lebte bei einer Familie in ihrem 
stattlichen Haus am Stadtrand. Kurz zuvor 
hatte in Brasilien eine neue Ära begonnen: 

Luiz Inácio da Silva, 
kurz Lula, Chef der 
Arbeiterpartei, war 
zum Präsidenten 
gewählt worden. Es 
herrschte Aufbruch-
stimmung. Doch 

meine gutbetuchten Gastgeber freuten sich 
nicht. Sie hatten Lula nicht gewählt. Die 
Begründung hinter vorgehaltener Hand: Er 
könne ja gar nicht lesen und schreiben. Wie 
bitte? Aber klar, der gelernte Schlosser war 
und ist kein Präsident der Reichen. Es ist ein 
kleines Wunder, dass er wurde, was er seit 
dem 30. Oktober zum dritten Mal ist: Präsi-
dent des grössten Landes Lateinamerikas. 
Lula wird 1945 in der Armutsregion Pernam-
buco geboren. Wenn die Ernten wegen Dürre 
ausfallen, herrscht der Hunger. Deshalb zieht 
die Familie nach São Paulo. Lula putzt dort 
zunächst Schuhe. Später arbeitet er als Dreher 
in einer Volkswagenfabrik. Dort schliesst er 
sich den damals noch verbotenen Gewerkschaf-
ten an, später wird er Präsident der Metall-
arbeitergewerkschaft. 

PRÄSIDENT. Im Brasilien der 1980er Jahre 
herrscht eine Militärdiktatur. Doch Lula 
schreckt nicht zurück, grosse Streiks und Mas-
sendemonstrationen zu organisieren. Dafür 
landet er im Gefängnis. Danach gründet er 
zusammen mit Sozialbewegungen und linken 
katholischen Gruppen die Arbeiterpartei 
Partido dos Trabalhadores (PT). Dreimal ver-
sucht er, Präsident zu werden. Doch seine 
antikapitalistische Haltung und seine Idee 
eines brasilianischen Sozialismus sind für das 
von Militärdiktatur und Antikommunismus 
geprägte Land zu radikal. Schliesslich verord-
net er der PT eine konservativere Wirtschafts-
politik und gewinnt damit die Wahl 2002. 
Hohe Rohstoffpreise erlauben ihm erfolgreiche 
Sozialprogramme. Damit fi nden Millionen 
Brasilianerinnen und Brasilianer den Weg aus 
der Armut. Ein weiterer Erfolg: Mit strikten 
Kontrollen reduziert er die Rodung des Ama-
zonas-Regenwaldes.
2018 verurteilt ihn der Richter Sérgio Moro 
wegen fadenscheiniger Korruptionsvorwürfe 
zu zwölf Jahren Gefängnis. Der rechtsextreme 
Präsident Jair Bolsonaro macht Moro später 
zu seinem Justizminister. Das Gerichtsurteil ist 
inzwischen annulliert und die Befangenheit 
von Moro bewiesen. Das ebnet Lula den Weg 
für seine dritte Amtszeit. Und wieder verfällt 
das Land in Freudentaumel.
Doch die goldenen Zeiten des Rohstoff-Booms 
sind vorbei. Die Fronten sind verhärtet, die 
Gesellschaft ist gespalten. Trotz allem glauben 
viele Brasilianerinnen und Brasilianer, wenn 
es einer richten kann – dann Lula, berichtet 
Autor Niklas Franzen aus São Paulo (Seite 9). 

Lula als
Präsident ist
ein kleines
Wunder.

 workedito
Anne-Sophie Zbinder

Ein Jahr nach der Frauensession: Es geht vorwärts – aber langsam 

Darum braucht’s einen neuen Streik
23 Forderungen haben 
die Teilnehmerinnen 
der Frauensession ans 
Parlament gestellt. Ein 
Jahr später sind viele auf 
Erfolgskurs – aber an den 
Arbeitsplätzen und im 
Alltag der Frauen noch 
lange nicht angekommen. 

ANNE-SOPHIE ZBINDEN

Im Oktober 2021 taten Frauen 
zwei Tage lang das, was Männer 
im Parlament zuvor 123 Jahre 
lang getan hatten: Sie blieben 
unter sich. Und das sehr effi -
zient: Die Frauensession hat 
77 Geschäfte beraten und insge-
samt 23 Petitionen verabschie-
det. Davon wurden 5 bereits 
im National- und im Ständerat 
angenommen, weitere 6 in den 
Kom missionen oder in einem 
der beiden Räte. 

NUR JA HEISST JA!
Zum Beispiel muss der Bund 
künftig regelmässig schweiz-
weite Präventionskampagnen 
gegen häusliche, sexuelle und 
geschlechtsbezogene Gewalt 

durchführen. Zudem hat sich 
die Rechtskommission des Na-
tionalrates bei der Revision 
des Sexualstrafrechts für die 
auch von der Frauensession 
geforderte «Nur Ja heisst Ja»-
Regelung ausgesprochen. Und 
auch in der Medizin soll’s vor-
wärts gehen: Der Nationalrat 
will mehr Gendermedizin-For-
schung. Damit sollen Wissens-
lücken geschlossen werden, die 
Ärztinnen und Ärzte bei der 
Frauengesundheit noch immer 
haben. Sozialarbeiterin Emine 

Sariaslan (58) war an der Frau-
ensession dabei (work berich-
tete: rebrand.ly/77-geschäfte).
Ein Jahr danach zieht sie eine 
durchmischte Bilanz: «Wir 
konnten unsere Anliegen ein-
bringen. Aber die Verbesserun-
gen sind noch nicht an den 
Arbeitsplätzen und im Alltag 
der Frauen angekommen.» Und 
schon während der Frauenses-
sion habe sich abgezeichnet: 
Bürgerliche Politik ist nicht un-
bedingt Frauenpolitik. «Das hat 
das enttäuschende Resultat der 
Abstimmung über die Erhö-
hung des Frauenrentenalters 
bestätigt.» Auch enttäuschend: 

Mit nur einer Stimme Diffe-
renz hat der Ständerat ent-
schieden, dass Angestellte in 
Privathaushalten nicht unter 
das Arbeitsgesetz fallen sollen. 
Gewerkschafterin Sariaslan: 
«Diese wichtige Arbeit leisten 

meist Frauen unter prekären 
Bedingungen. Die Schweiz ver-
stösst nun weiterhin gegen das 
Abkommen, das sie mit der 
Internationalen Arbeitsorgani-
sation in Bezug auf menschen-
würdige Arbeit für Hausange-
stellte abgeschlossen hat.»

REIN IN DIE BETRIEBE
Neun Forderung der Frauenses-
sion sind noch hängig: darun-
ter die Schaffung einer unab-
hängigen Bundesbehörde zur 
Durchsetzung der Lohngleich-
heit und die Revision des 
Gleichstellungsgesetzes. Für Sa-
riaslan ist klar: Die Frauenses-
sion war ein wichtiger Schritt 
in die richtige Richtung. «Und 
jeder Schritt macht uns Mut!» 
Aber: Reinigerinnen, Pfl egerin-
nen oder Industriearbeiterin-
nen seien ganz klar unterver-
treten gewesen. «Ich hoffe, dass 
das am 14. Juni 2023, am nächs-
ten Frauenstreik, anders sein 
wird. Ich hoffe, dass die Frauen 
ihre Forderungen mit einem 
Streik in ihre Betriebe bringen 
werden! Dafür setzen wir uns 
als Unia-Frauen ein.»

ZIEHT BILANZ: Emine Sariaslan. 
FOTO: FRANZISKA SCHEIDEGGER

Aufwachen Rolex, Omega & Co.!

Zeit für einen neuen Uhren-GAV,  
Lohngleichheit inklusive! 
Das Geschäft mit 
den Luxusuhren 
läuft sensationell 
gut. Jetzt wollen die 
50 000 Beschäftig-
ten der Uhren- 
und Mikrotechnik-
Industrie auch einen 
guten GAV sehen. 
Und die Frauen vor 
allem gleiche Löhne 
wie die Männer.
RALPH HUG

Monatlich melden die Uhren- 
Patrons neue Rekordzahlen – 
8 Prozent mehr Exporte im Juli, 
14 Prozent mehr im September. 
Geht das so weiter, wird das Uh-
renland Schweiz ein Jahr nach 
der Pandemie für deutlich mehr 
als 20 Milliarden Franken Uhren 
in alle Welt exportiert haben. 
Das Rekordergebnis von 2019 ist 
bald wieder erreicht. Vor allem 

mit Luxus-
uhren läuft 
das Ge-
schäft wie 
geschmiert. 
Bei Rolex 

schiessen die Umsätze durch die 
Decke. Doch es ist auch höchste 
Zeit für einen neuen Gesamt-
arbeitsvertrag (GAV). Ab 2023 ist 
ein neuer fällig. Die Verhandlun-
gen beginnen im nächsten März.

DRINGENDER WECKRUF
Damit die Konzernchefi nnen 
und -chefs nicht vergessen, wer 
die Superumsätze und Gewinne 
in den rund 500 Vertragsbetrie-
ben erwirtschaftet, schrillten 
kürzlich in Neuenburg die We-
cker. An die hundert Uhrenarbei-
terinnen und -arbeiter aus der 
Unia hatten sich versammelt. An 
einer Kundgebung schwenkten 
sie ein Transparent mit der un-
missverständlichen Botschaft: 

«C’est l’heure! – Es ist Zeit!» Zeit 
für einen modernen GAV. Dass 
sich die Unia-Leute gerade im 
Hôtel DuPeyrou trafen, war kein 
Zufall, sondern gewollt und von 
symbolischer Bedeutung. Dort 
hatten die Sozialpartner im Jahr 
1937 den ersten Uhren-GAV un-
terzeichnet. Ein Meilenstein.

SEHR GUTE LOHNRUNDE
Gerade ist die Stimmung unter 
den gewerkschaftlich organi-
sierten Berufsleuten ausgespro-
chen gut. Haben sie doch soeben 
eine erfolgreiche Lohnrunde er-
zielt: durchschnittlich 3,5 Pro-
zent mehr Lohn, für Ungelernte 
sogar bis zu 6,6 Prozent mehr! 
(work berichtete: rebrand.ly/
uhren-lohn) «Ein sehr gutes Er-
gebnis», freut sich Raphaël Thié-
mard, der Unia-Branchenverant-
wortliche. 

Trotzdem: Rosig ist die 
Lage nicht. Schon vor der Pan-
demie wollte die Gewerkschaft 
wissen, wo die Arbeitenden in 

den Uhren- und Mikrotechnik-
betrieben der Schuh drückt. Das 
Ergebnis einer Online-Umfrage 
war eindeutig: zu viel Stress am 
Arbeitsplatz. Eine Mehrheit be-
klagt Überlastung, viele fühlen 
sich emotional erschöpft und 
befürchten gar ein baldiges 
Burnout. Gebessert hat sich die 
Lage nicht, im Gegenteil. «Viele 
müssen jetzt massiv Überstun-
den schieben», weiss Raphaël 
Thiémard, «wir müssen das 
bremsen.» Die Löhne sowie die 
Entlastung zum Schutz der Ge-
sundheit werden nun zentrale 
Themen am GAV-Verhandlungs-
tisch sein. 

LOHNGLEICHHEIT JETZT!
Aber auch gleiche Löhne stehen 
ganz oben auf der Liste. Frauen 
verdienen im Durchschnitt mehr
als 20 Prozent weniger als Män-
ner. Damit liegt die Lohndis-
kriminierung über dem Mittel 
der Schweizer Industrie (19 Pro-
zent). Die Neuenburger Unia- 

Regionalsekretärin Silvia Loca-
telli kritisiert: «Und kein Ende 
ist absehbar!» Peinlich für eine 
glamouröse Branche, deren Ge-
winne schon immer auf schlecht 
entlöhnter Frauenarbeit beruh-
ten. Rund die Hälfte der Beschäf-
tigten ist weiblich. 

Frauenpower wird dem no-
torischen Missstand ein Ende 
setzen – das hofft wenigstens 
eine Gruppe von Aktivistinnen 
aus dem Vallée de Joux. Kurz 
vor der Pandemie forderte sie in 
einem aufsehenerregenden For-
derungskatalog Lohngleichheit, 
frauengerechte Arbeitsbedin-
gungen, Elternurlaub, bessere 
Karrierechancen sowie ein Ende 
des verbreiteten Sexismus im Be-
trieb (hier nachzulesen: rebrand.
ly/frauenforderungen). Und na-
türlich die Allgemeinverbind-
lichkeitserklärung des GAV. 
Denn rund 8000 Beschäftigte 
profi tieren nicht von ihm, da 
ihre Firmen nicht Mitglied beim 
Arbeitgeberverband sind.

ANLAUF NEHMEN: Vor den GAV-Verhandlungen im nächsen Jahr erinnern die Uhrenarbeiterinnen und -arbeiter 
die Konzernbosse mit einer Weck-Aktion daran, wer ihre Superumsätze erwirtschaftet. FOTO: LUCAS DUBUIS / UNIA

Der Dauer-
stress macht
krank.

«Jeder Schritt, den
wir vorwärtsgehen,
macht uns Mut.»
 EMINE SARIASLAN (58),

TEILNEHMERIN FRAUENSESSION
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Swatch-Verkäuferin Gabrielle Durand (32) wurde Mutter – und bekam 
die Kündigung. Jetzt muss der Konzern eine Entschädigung bezahlen:

«Vor Gericht zu gehen 
hat sich gelohnt»

Kaum aus dem Mutterschafts- 
urlaub zurück, stellte Swatch die 
Verkäuferin Gabrielle Durand* 
kaltschnäuzig auf die Strasse. 
Eine weitere Mutter genauso. 
Jetzt hat das Gericht den Uhren-
konzern wegen Diskriminierung 
verurteilt. Ein wichtiger Sieg für 
die Gleichstellung! 
CHRISTIAN EGG

Merkwürdig, dachte die Verkäuferin Gabrielle 
 Durand*, als sie am Morgen des 14. August 2020 
am Swatch-Stand im Genfer Manor-Warenhaus an-
kam, wo sie seit vier Jahren arbeitete. «Mein Chef 
grüsste mich kaum, das ist sonst nicht seine Art.» 
Und eine halbe Stunde später tauchte der Regional-
verantwortliche der Swatch Group auf. «Da merkte 
ich: Irgendetwas ist im Busch.»

Kurz darauf fordert ihr Vorgesetzter sie auf, 
mit ihm in den vierten Stock zu kommen. Die Chef-

etage. Im Lift nach 
oben sagt er kein 
Wort. Er sei ange-
spannt gewesen, 
erinnert sich Du-
rand, «total ge-
stresst». Jetzt be-
kommt auch sie 

Herzklopfen. Erst zwei Wochen vorher hat sie die  
Ar beit wieder aufgenommen, nach einer schwieri-
gen Schwangerschaft und dem Mutterschaftsurlaub. 
Sie ist sich keines Fehlers bewusst. Im Gegenteil: Ein 
Zwischenzeugnis aus dem Jahr zuvor lobt sie als 
«engagierte und vielseitig einsetzbare Verkäuferin», 
«respektvoll und gewissenhaft». Swatch hoffte da-
mals, «sie noch lange in unseren Reihen zu haben».

«DAS WAR DEMÜTIGEND»
Oben im Büro erwartet sie die Personalverantwort-
liche. Und teilt ihr mit, dass Swatch das Arbeitsver-
hältnis beende. Sie sei per sofort freigestellt und 
solle bitte ihren Arbeitsplatz räumen. Sie schlägt 
Durand vor, ihren Kolleginnen zu sagen, dass sie 
selber gekündigt habe. Das lehnt Durand jedoch 
ab. Wieso sollte sie lügen? Dann sagt die Personal-

verantwortliche noch: «So haben Sie mehr Zeit, 
sich um Ihr Kind zu kümmern.»

Unter Tränen informiert Durand ihre Kolle-
ginnen – mitten im Laden, vor der Kundschaft. 
Kurz darauf verlässt sie ihren Arbeitsort. In der 
Hand eine Schachtel mit ihren Sachen. «So wie 
man’s in Filmen sieht. Das war demütigend.»

WIEDERHOLUNGSTÄTER
Exakt einen Monat später verfährt Swatch mit 
 Catherine Moreau* genau gleich. Auch sie ist Ver-
käuferin am gleichen Ort wie Durand, auch sie hat 
hervorragende Qualifikationen, wurde sogar kürz-
lich befördert, auch sie ist kürzlich Mutter gewor-
den. Und Swatch entlässt auch Moreau kurz nach 
Ende des Mutterschaftsurlaubs. Knall auf Fall.

Doch die beiden Frauen, beide Anfang 30, 
wehren sich. Mit Hilfe der Unia klagen sie vor dem 
Genfer Arbeitsgericht. Gestützt auf das Gleichstel-
lungsgesetz. Und haben jetzt recht bekommen! Das 
Gericht hat Swatch in beiden Fällen wegen miss-
bräuchlicher Kündigung verurteilt. Die Uhrenfir-
 ma muss sowohl Durand als auch Moreau mehrere 
Monatslöhne Entschädigung zahlen.

Swatch hatte vor Gericht argumentiert, die 
Kün digungen seien nicht wegen der Mutterschaft er-
folgt. Sondern bei Durand wegen vieler krankheits-
bedingter Absenzen vor der Schwangerschaft und 
bei Moreau, weil sie einer Kundin eine Uhr vor dem 
offiziellen Verkaufstermin verkauft habe. Doch das 
Gericht kommt in beiden Fällen klar zu einem ande-
ren Schluss: Swatch habe «keinen objektiven Grund» 
für die Entlassung aufzeigen können. Umgekehrt 
hätten die Frauen mit zahlreichen Tatsachen und 
Aussagen von Zeuginnen und Zeugen «die Wahr-
scheinlichkeit einer Diskriminierung bewiesen».

Das Urteil ist rechtskräftig. Swatch hält zwar 
weiter an seiner Version fest, gab aber bekannt, die 
Urteile nicht weiterziehen zu wollen.

VIEL ZU WENIG ENTSCHÄDIGUNG!
Für die beiden Frauen sind die Gerichtsentscheide 
eine grosse Erleichterung. Sie habe vor Freude ge-
weint, gesteht Catherine Moreau: «Sie wollten uns 
die Schuld in die Schuhe schieben. Aber wir haben 
uns beide gewehrt und gewonnen. Das ist unsere Re-
vanche!» Auch Gabrielle Durand findet, es habe sich 
gelohnt, gegen ihre «brutale» Entlassung vorzuge-
hen. Allerdings ist sie nach wie vor auf Stellensuche. 
«Ich habe immer gearbeitet, das ist in meiner DNA. 
Swatch hat mir das weggenommen. Die Entschädi-

gung, die ich jetzt bekomme, die paar Monatslöhne, 
das macht den Verlust nicht wett.» Das Problem ist 
längst bekannt: Auch wenn eine Kündigung miss-
bräuchlich ist – als Entschädigung gibt’s laut Gesetz 
maximal sechs Monatslöhne. Viel zu wenig, fanden 
die Unia-Mitglieder im Genfer Regionalvorstand 
schon im letzten Winter. Ihre Resolution fordert: 
entweder bis zu zwei Jahreslöhne oder, falls der oder 
die Entlassene es wünscht, das Recht, an den Arbeits-
platz zurückzukehren. Dazu passt der Entscheid des 
Unia-Kongresses 2022, eine Initiative für einen bes-
seren Kündigungsschutz vorzubereiten (siehe Box).

RICHTER KENNEN GESETZ NICHT
Auch wenn die Verfassung seit mehr als 40 Jahren 
jegliche Diskriminierung aufgrund des Geschlechts 
verbietet: Immer wieder kündigen Firmen Frauen 
kurz nach dem Mutterschaftsurlaub. Eine Studie 
ergab im Jahr 2018, dass elf Prozent der frischge-
backenen Mütter entweder entlassen wurden oder 
der Arbeitgeber vorschlug, das Arbeitsverhältnis 
«im gegenseitigen Einverständnis» zu beenden.

Doch immerhin zeigt die jüngere Vergangen-
heit: Wer sich gegen eine diskriminierende Kündi-
gung wehrt, kann mit einer Entschädigung rech-
nen. Allerdings kommt es öfter zu einem Vergleich 
als zu einer Klage. Denn: Die Hürden, um die Gleich-
stellung vor Gericht erfolgreich durchzusetzen, 
sind nach wie vor sehr hoch. Auch, weil die Rich-
terinnen und Richter das Gleichstellungsgesetz 
zu wenig gut kennen (work berichtete: rebrand.ly/
lohnklagen). Umso wichtiger deshalb der Sieg von 
Gabrielle Durand und Catherine Moreau! 
Ihre Rechte als Schwangere und Mutter: rebrand.ly/mutter-
schaft

ERFOLGREICH GEWEHRT! Verkäuferin Gabrielle Durand hat den Uhrenkonzern Swatch wegen Diskriminierung 
verklagt – und für alle jungen Mütter einen wichtigen Sieg errungen. FOTO: JEAN-MICHEL ETCHEMAÏTÉ

Unia fordert: Besseren 
Kündigungsschutz
Am 26. Februar dieses Jahres stellten die De-
legierten am Unia-Kongress die Weichen. Aus  
vier Themen entschied sich die Mehrheit für  
einen besseren Kündigungsschutz. Der ist in der 
Schweiz so schlecht wie in fast keinem anderen 
Land. Besonders Frauen nach dem Mutterschafts-
urlaub, ältere Arbeitnehmende sowie Menschen 
mit unsicherem Aufenthaltsstatus haben ein er-
höhtes Risiko, auf die Strasse gestellt zu werden. 

RÜGE FÜR DIE SCHWEIZ. Auch für engagierte Mit-
glieder einer Gewerkschaft oder einer Personal-
kommission braucht es mehr Schutz – das gelten-
de Recht brachte der Schweiz schon mehrmals 
eine Rüge der Internationalen Arbeitsorganisation 
(ILO) ein. Gemäss dem Kongressbeschluss setzt 
sich die Unia jetzt beim Schweizerischen Gewerk-
schaftsbund (SGB) für eine Volksinitiative zum The-
ma ein. Über den Antrag wird am 25./26. Novem-
ber der SGB-Kongress entscheiden – oberstes Or-
gan der Schweizer Gewerkschaftsbewegung. (che)

Krätze- 
Alarm 
in Oltner 
Heim
OLTEN SO. Und wieder macht 
das «Grüsel-Heim» Weingarten 
in Olten Schlagzeilen. Mehre- 
re Bewohnerinnen und Bewoh-
ner waren von der Krätzmilbe 
be fallen, die starken Juckreiz  
auslöst. Eine Station wurde  
vorübergehend isoliert. Im Re-
gionalsender Tele M1 kritisie-
ren Angehörige die mangelnde 
Kommunikation seitens der 
Heimleitung, und das «Oltner 
Tagblatt» zitiert aus einem ano-
nymen Brief – offenbar aus der 
Belegschaft: «Wir sind viel zu 
wenig Personal.» Mitarbeitende 
müssten Aufgaben überneh-
men, für die sie nicht ausgebil-
det seien. Und weiter: «Wir sind 
verzweifelt. Niemand will mehr 
im Weingarten arbeiten.»
Bereits 2017 berichteten Ex-
mitarbeitende im work von re-
spektlosem Umgang mit den 
Pflegenden, zu wenig Essen für  
Bewohnerinnen und Bewohner, 
Matratzen voller Urin (rebrand.
ly/weingarten). Erst drei Jahre 
später wurde die umstrittene 
Heimleiterin letztlich freigestellt. 
Noch am Tag des TV-Berichts  
informiert das Heim, dass «alle 
erforderlichen Massnahmen» 
bereits ergriffen worden seien 
und man «wieder zum regulären 
Betrieb» zurückkehre. Ob damit 
wohl eine gute Pflegequalität 
gemeint ist?

Billig-Coiffeure 
schneiden illegal
OLTEN SO. In kurzer Zeit sind in 
Olten unzählige Barber-Shops 
wie Pilze aus dem Boden  
geschossen. «20 Franken Haar-
schnitt, 10 Franken Bart stut-
zen», heisst es auf einem Preis-

schild eines Anbieters. Doch 
wie kann ein Haarschnitt so bil-
lig sein? Ivano Marraffino, Sek-
tionsleiter der Unia Solothurn, 
weiss: «In den Salons läuft ex-
trem viel schief.» Das liege an 
dem grossen Angebot. Heute 
zählt der Kanton gegen 600 Sa-
lons. Tatsächlich deckten die 
jüngsten Arbeitskontrollen auf: 
Viele Barber-Shops halten sich 
weder an den Coiffure-Gesamt-
arbeitsvertrag (GAV) noch an 
Gesetze. Laut Unia-Mann Mar-
raffino haben die Coiffeusen 
und Coiffeure oft nicht einmal 
Arbeitsverträge. Auch die Ar-
beitszeiten werden nicht doku-
mentiert. Das ist illegal. Und 
ein Bruch mit dem allgemeinver-
bindlichen GAV für die Coiffeur-
Branche. Er gilt für alle Betriebe 
in der ganzen Schweiz. Und er 
regelt auch den Lohn, im Mini-
mum 3800 Franken für gelernte 
Berufsleute inklusive eines  
13. Monatslohns. Doch wer im 
Kanton Solothurn arbeitet, ver-
dient oft weniger. Deshalb for-
dert Unia-Mann Marraffino, die 
Kommission müsse genauer 
hinschauen. Und: «Salons, die 
den GAV und die Gesetze nicht 
einhalten, müssen ordentlich 
sanktioniert werden.»

VORSICHT, DUMPING-GEFAHR: 
Immer wieder zahlen Salons unter 
dem Mindestlohn. FOTO: KEY

* Name geändert

11 Prozent aller 
berufstätigen Mütter 
stehen nach dem 
Mutterschaftsurlaub 
ohne Job da.



Polier Salvatore     Barbarotto (59) über die Baumeister von heute:

«Sie s  ehen die Arbeiter 
eindeu tig als Feinde!»
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Nationalratskommission unterstützt Heuchler-Motion des Ständerates 

Neuer Angriff auf die 
kantonalen  Mindestlöhne
Mindestlöhne sind den
ideologischen Arbeitgeber-
verbänden und ihren 
 Frauen und Männern in 
den  Parlamenten ein Dorn 
im Auge. Sie bekämpfen 
sie an allen Fronten. Aktuell 
 wieder im Nationalrat.

CLEMENS STUDER

Mit 11 : 10 Stimmen hat die nationalrätliche 
Kommission für Wirtschaft und Abgaben 
(WAK-N) am 26. November einer Motion zu-
gestimmt, die demokratisch bestimmte 
kantonale Mindestlöhne aushebeln will. Sie 
stammt vom Obwaldner Mitte-Nationalrat 
Erich Ettlin und trägt den Titel: «Sozialpart-
nerschaft vor umstrittenen Eingriffen 
schützen». Im Sommer hatte ihr der Stände-
rat bereits zugestimmt. 

Der heuchlerische Name des Vorstos-
ses passt zur verdrehten Argumentation. 
Der Bund soll verhindern, dass kantonale 
Mindestlöhne über jenen in allgemeinver-

bindlich er-
klärten Ge-
samtarbeits-
verträgen 
(GAV) liegen. 
Während 
des Abstim-

mungskampfes zur Mindestlohninitiative 
der Gewerkschaften 2014 argumentierten 
die rechten Parteien und die Arbeitgeber-
verbände noch mit dem Argument: «Die 
Kantone können das jederzeit machen. Es 
braucht keine nationale Lösung.» Jetzt, wo 
immerhin die vier Kantone Neuenburg, 
Genf, Jura und Tessin Mindestlöhne haben, 
sollen sie übersteuert werden.

IMMER DAS GLEICHE MANÖVER
Wer Mitte-Mann Ettlin zum Vorstoss ange-
stiftet hat, ist nicht ganz klar. Schliesslich 
rangiert er mit 16 bezahlten Lobby-Ämtern 
auf Platz 2 der aktuellsten Lobbywatch-
Rangliste. Offensichtlich aber scheint das 
Aushebeln der kantonalen Mindestlöhne 
für Ettlin zentral zu sein. Denn er über-
nahm schon früher einen quasi deckungs-
gleichen Vor stoss seines Urner Parteikol-
legen Isidor Rausch, der bei den letzten 
Wahlen nicht mehr antrat. Dieser Vorstoss 
trug den Titel «Stärkung der Sozialpartner-

schaft bei allgemeinverbindlich erklärten 
Landes-Gesamtarbeitsverträgen». Diesen 
hatte der Ständerat im Dezember 2019 
noch versenkt.

SCHLUPFLÖCHER AUFREISSEN…
Arbeitgeberverbände und rechte Parteien 
bekämpfen gesetzliche Mindestlöhne an 
allen Fronten. Auf nationaler Ebene. Auf 
kantonaler Ebene. Und wenn das Volk ei-
nes Kantons sich für Mindestlöhne aus-
spricht, mit Verzögerung der Umsetzung 
und später mit juristischen Schritten: Was 
nicht verhindert werden kann, schieben 
sie heraus. Und wenn’s mit der Verzöge-
rung nicht weitergeht, setzen sie auf la-
sche Arbeitsmarktkontrollen und versu-
chen Schlupfl öcher aufzureissen. 

Neustes Beispiel: Der Bundesrat wollte 
das Entsendegesetz so anpassen, dass kan-
tonale Mindestlöhne auch für Lohnabhän-
gige gelten, die von ausländischen Firmen 
angestellt sind. Eigentlich eine Selbst-
verständlichkeit. Doch nicht für die Neo-
liberalen. 

So stieg der Ständerat im September 
2021 gar nicht auf das Gesetz ein. Weil: 
Einmischung in kantonale Angelegenhei-
ten. Dabei hatten sich 23 Kantone in der 
Vernehmlassung für die Revision ausge-

sprochen. Der Grundsatz «Gleiche Arbeit, 
gleicher Ort, gleicher Lohn» passt den rech-
ten Ständeherren- und -damen einfach 
grundsätzlich nicht. Da können sie mal so 
oder so argumentieren, wie es grad passt. 

…UND LOHNSCHUTZ VERHINDERN
Der Nationalrat trat dagegen auf das Ent-
sendegesetz im Dezember 2021 ein. Dank 
Gewerbeverbandspräsident und Mitte-Na-
tionalrat Fabio Regazzi, der die Mehrheit 
seiner Fraktion überzeugen konnte, dass 
durchgesetzter Lohnschutz auch die kor-
rekten Firmen schützt. Aus der FDP-Frak-
tion kamen 10 Stimmen für den Lohn-
schutz, 19 dagegen. Und sogar bei der SVP 
sagten drei Nationalräte Ja. Die einzige 
Fraktion, die geschlossen und vollständig 
für Lohndumping stimmte, war die GLP. 
Auf die rechten Grünen ist eben immer 
 Verlass, wenn es gegen die Rechte der Lohn-
abhängigen geht. Auf die vernünftigen bür-
gerlichen Nationalrätinnen und National-
räte auch. Die Dezember-Mehrheit hielt 
auch im März und stimmte dem Entsende-
gesetz zu. Doch die rechte Mehrheit im 
Ständerat beharrte auf ihrem Nichteintre-
ten und beerdigte den Schutz der kantona-
len Mindestlöhne für aus der EU entsandte 
Lohnabhängige im Juni dieses Jahres.

NÖTLI STIBITZEN: Mit Dumping-Vorstössen im Parlament versuchen Arbeitgeberverbände 
und rechte Parteien immer wieder, den Arbeitenden ans Portemonnaie zu gehen. FOTO: KEYSTONE

Die GLP-Fraktion
stimmte als einzige
geschlossen für
Lohndumping.

Nationalratskommission lehnt AHV-Dreizehnten ab

Rechte reut jeder Franken für
Rentnerinnen und Rentner
Die AHV-Renten sind zu 
niedrig. Die Renten aus 
den Pensionskassen sind 
zu niedrig und zu teuer. 
An beidem wollen die 
rechten Parteien nichts 
ändern. Das ist gschämig 
und verfassungswidrig.
CLEMENS STUDER

Die durchschnittliche AHV-
Rente liegt bei 1800 Franken. 
Das reicht nicht zum Leben. 
Obwohl die Verfassung seit
50 Jahren existenzsichernde 
AHV-Renten vorschreibt.

Das ist den rechten Par-
teien von SVP bis GLP egal. 
Denn sie wollen die AHV klein-
halten, um das Geschäft der 
 Finanzindustrie weiter zu be-
feuern. Denn Banken und Ver-
sicherungen verdienen sich an 
den Pensionskassen und der 
3. Säule eine goldene Nase. Das 
möchten sie gerne weiter tun 

können. Und setzen dabei auf 
üppige Zuwendungen an ihre 
Vertreterinnen und Vertreter 
im nationalen Par-
lament. Diese 
zeigen sich 
immer wie-
der er-
kennt-
lich. Zu-
letzt die 
bürger-
liche 
Mehrheit 
der Kom-
mission für 
soziale Sicher-
heit und Gesund-
heit des Nationalrats (SGK-N). 
Sie lehnt die Gewerkschaftsin-
itiative für einen AHV-Dreizehn-
ten ab – ohne Gegenvorschlag.

WICHTIGER DENN JE
Dabei ist der Ausbau der AHV 
in der aktuellen Lage wichti-

ger denn je: die Teuerung 
steigt, die Krankenkassenkos-
ten explodieren, die Kaufkraft 

sinkt. Die AHV ist seriös 
und solidarisch fi -

nanziert. 92 Pro-
zent der Men-

schen in die-
sem Land pro-
fi tieren von 
ihr. Darum 
muss sie ge-

stärkt werden. Gerade Men-
schen mit niedrigen und mitt-
leren Einkommen profi tieren 
von einer stärkeren AHV über-
durchschnittlich – darunter 
gerade die Frauen. 

Doch die rechten Mehr-
heiten im Parlament verwei-

sen lieber auf die immer wie-
der widerlegten Horrorszena-
rien aus der Bundesküche. 

GELD HAT’S GENUG
Diese Szenarien sind in den 
vergangenen Monaten nach 
vielen Interventionen der Ge-
werkschaften realitätstreuer 
geworden, gewichten aber die 
Ausgaben immer noch höher 
als die Einnahmen. Und hel-
fen so all jenen, die sich über 
die AHV ärgern, weil sie daran 
kein Geld verdienen.

Dabei ist genug Geld da 
für einen AHV-Ausbau. Zum 
Beispiel in der Nationalbank. 
Und darum haben die Gewerk-
schaften nach der Initiative 
für den Ausbau der AHV auch 
die Initiative «Nationalbank-
gewinne für eine starke AHV» 
lanciert und sammeln derzeit 
Unterschriften (work berich-
tete: rebrand.ly/snb-initiative).

Büezer stehen in Basel laut für einen guten 
neuen Landesmantelvertrag ein. 
DARIJA KNEŽEVIĆ

Eine Protestwelle überrollt die Schweiz: Vom Tessin 
(work berichtet: rebrand.ly/tessin-streikt) her hat sie 
jetzt die Nordwestschweiz erreicht. Über 1000 Bau-
arbeiter versammelten sich am 2. November in Ba-
sel für den Protesttag. Auch aus Aarau sind Baubüe-
zer angereist. Sie sind sich einig: «So geht es nicht 
mehr weiter. Wir leben nur noch für die Arbeit!» Be-

reits am frühen Morgen 
ging auf Baustellen in 
der ganzen Region 
nichts mehr. Besonders 
erfreulich: Auch Bau-
leute, die erst nicht am 
Protesttag teilnehmen 
wollten, liessen sich von 
der Streiklust ihrer Kolle-

gen anstecken. Gegen 11 Uhr startet die Demo im 
De-Wett-Park, gleich beim Basler Hauptbahnhof. 
Laut trillerpfeifend, fahnenschwenkend und gutge-
launt ziehen die Büezer durch die Basler Innenstadt.

DREISTE MEISTER
Die Büezer fordern: mehr Familienzeit, mehr Frei-
zeit! Amir Özbey * sagt zu work: «Meine Tage sind zu 
lange und zu anstrengend. Zeit mit der Familie 
habe ich nur am Wochenende.» Sein Kollege Hamza 
Cakar * ergänzt: «Und jetzt sollen wir auch noch am 
Wochenende chrampfen?» 

Für die Baubüezer steht viel auf dem Spiel: Der 
auslaufende Landesmantelvertrag regelt ihre Ar-
beitsbedingungen. Seit Wochen laufen harzige Ver-
handlungen. Der Baumeisterverband spricht von 
Lohnerhöhungen, aber nur im Gegenzug mit «Fle-
xibilisierungen», sprich für radikale Vertragsver-
schlechterungen à la 58-Stunden-Woche und Arbeit 
auf Abruf. Doch das lassen sich die Bauleute nicht 
bieten.

Deshalb rollt die Protestwelle in den kommen-
den Tagen weiter: von Genf über Lausanne nach 
 Zürich. Hoffentlich bringt das die Baumeister zur 
Vernunft. Denn am 14. November steht die letzte 
Verhandlungsrunde an. 

Über 1000 Bauarbeiter 
 legen Arbeit nieder

Mehr Zeit für 
Familie!

«Und jetzt sollen
wir auch noch
am Wochenende
chrampfen?»

BAUARBEITER HAMZA CAKAR

Maurerlehrlinge lernen die Grundlagen in 
der Lehrhalle, im Betrieb können sie jedoch 
nur einen Bruchteil davon umsetzen. Da-
mit ist für sie der Beruf nicht mehr interes-
sant. Ihre Arbeit wird eintöniger bei gleich-
zeitig steigendem Stress. Die Jungen kann 
man sicher nicht mit dem gewinnen, was 
die Unternehmen Flexibilität nennen. Dass 
sie also bei schlechtem Wetter oder im Win-
ter zu Hause bleiben sollen. Aber im Som-
mer dafür dann noch länger ranmüssen. 
Das machen sie nicht mit.

Aber der Baumeisterverband behauptet 
in den LMV-Verhandlungen, dass den 
Arbeitern mehr Flexibilität gefalle.
Für eine Minderheit stimmt das vielleicht. 
Alle, die ich kenne, wollen das aber nicht. 
Viele haben jedoch Angst, Nein zu sagen. 
Sie fürchten, unter die Räder zu kommen, 
wenn sie nicht machen, was ihr Chef ver-
langt. Was deren Verband jetzt in den Ver-
handlungen fordert, zeigt mir eindeutig, 
dass sie ihre Mitarbeiter als Feinde anse-
hen. Das kann nur zu Unruhe auf dem Bau 
führen. 

Das alles gehört zum Unterbietungs-
kampf um die Aufträge. Warum wollen 

die Unternehmen nicht einsehen, dass 
zuerst ihre Arbeiter und dann sie selbst 
verlieren?
Darüber habe ich mal mit einem Baumeis-
ter gesprochen, den ich gut kenne. Er sagte 
mir, dass die Unternehmen die jetzigen 
Preise bald nicht mehr tragen könnten. Es 
könnte dazu kommen, dass sie eines Tages 
keine Wegentschädigungen und keine Mit-
tagszulagen mehr bezahlen. Somit würden 
sie wieder aufs schwächste Glied gehen, die 
Arbeiter, habe ich geantwortet. Warum ge-
hen sie nicht einmal gegen die Generalun-
ternehmer und die Architekten vor, von de-
nen der Zeit- und Preisdruck ausgeht? Dann 
bekämen sie keine Aufträge mehr, antwor-
tete er mir. 

Tatsächlich wissen die Baumeister ex-
akt, welchen Preis sie für einen Auftrag be-
nötigen. Sie kalkulieren doch alle gleich, 
und es gibt nur geringe Differenzen, etwa 
wenn sie beim Material einsparen. Sie könn-
ten sich also gemeinsam weigern, zu den 
vorherrschenden Bedingungen zu arbeiten. 
Stattdessen sollen aber weniger Arbeiter 
den Auftrag erledigen, und wer da beson-
ders rücksichtslos vorgeht, kann auch an-
dere Unternehmen vom Markt drängen. So 
läuft das heute.

Polier Salvatore Barba-
rotto hat mit seiner Firma 
das grosse Los gezogen. 
Doch er weiss genau, was 
schiefl äuft auf dem Bau. 
Im Interview verrät er, 
warum die Baumeister 
bei den Jungen scheitern. 
Und der Termindruck 
als erstes immer das Bau-
stellenpersonal trifft. 
MICHAEL STÖTZEL

work: Die Verhandlungen über einen 
neuen Landesmantelvertrag auf dem 
Bau laufen mehr als harzig. Der Bau-
meisterverband verlangt in erster Linie 
sogenannt fl exiblere Arbeitszeiten. 
Faktisch will er damit die Arbeitsbedin-
gungen massiv verschlechtern.  Spüren 
Sie diesen Druck auch bereits am 
 Arbeitsplatz?
Salvatore Barbarotto: Bei uns nicht. In den 
14 Jahren, die ich jetzt bei der Strabag ar-
beite, habe ich wirklich nichts Negatives er-
lebt. Wir werden anständig behandelt, die 
Löhne stimmen, Zulagen werden bezahlt, 
die Stunden werden korrekt abgerechnet, 
der Arbeitszeitkalender wird eingehalten. 
Als Polier bekomme ich alles, was ich brau-
che, zusätzliche Leute, technische Hilfsmit-
tel, auch Unterstützung von Bauführern 
und Ingenieuren, wenn ich ein Problem 
habe. Gegenüber anderen Firmen sind wir 
privilegiert.

Sie kennen es also auch anders?
Ja, sicher. Der Druck mancher Firmen auf 
ihre Leute ist schon brutal. Ich kenne einige 

Baufi rmen, die 
dem Personal ver-
boten haben, der 
Unia beizutreten. 
Die gleichen Fir-
men respektieren 
den Arbeitszeitka-
lender nicht. Jah-

resüberstunden von etwa 70 Stunden wur-
den nicht ausbezahlt. Da kann man sich 
ausrechnen, wie viel auf ein Jahr zusam-
menkommt. Und wenn du anfängst, dich zu 
wehren, macht dir der Chef Ärger. 

Aber spüren denn nicht auch Gross-
fi rmen wie Strabag den extremen 
Zeitdruck, der aus zu eng vereinbarten 
Terminen resultiert? Dieser Druck 
wird doch  letztlich einfach an euch 
Arbeiter weitergegeben! 
Das schon. Aber als Polier kann ich sagen, 
dass wir gewisse Termine nur einhalten 
können, wenn wir zusätzliche Mitarbeiter 
und Maschinen, die wir dazu benötigen, be-
kommen. Zudem kann ich diverse Arbeits-
abläufe wie etwa Betonieren, Schalen usw. 
steuern und optimieren. Dass wir dann 
auch mal Überstunden machen müssen, 
kann schon passieren, aber es darf nicht zur 
Normalität werden. Wir Arbeiter haben 
auch ein Privatleben.

Darum kümmert sich die Branche zu 
wenig, fi nden offenbar viele. Oder wie 
erklären Sie sich sonst den Personal-
mangel?
Ich werfe den Baumeistern vor, dass sie 
heute zu wenig für den Nachwuchs tun. Als 
ich meine Lehre anfi ng, war ich nicht ein-
fach Handlanger. Ich konnte das ganze 
Handwerk von Grund auf erlernen. Anders 
als heute die Lernenden. Die Firmen lassen 
Akkordmaurer, Akkordschaler und Ak-
kordeisenleger oder Zimmerleute arbeiten. 

AHV-INITIATIVE:
Die Gewerkschaf-

ten fordern höhere 
Renten. FOTO: KEY
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42 JAHRE BAU: Salvatore Barbarotto ist «auf dem Bau geboren». Mit 17 begann er die Maurerlehre. Heute ist er 59. In den letzten sechs Jahren 
leitete er die Instandsetzung eines Parkdecks im Zürcher Glattzentrum. Die Arbeit ist nun abgeschlossen. Barbarotto und seine Kollegen räumen die 
Baustelle ab. Als langjähriges Unia-Mitglied hofft er, dass die Gewerkschaften in den LMV-Verhandlungen nicht nachgeben. FOTO: MICHAEL SCHOCH

ROT UND LAUT: Die Nordwestschweizer Baubüezer 
machten ernst. Während sie durch Basel marschierten, 
standen 400 Baustellen in der Region still. FOTO: UNIA

SBV fl oppt vor Gericht: 
Klage gegen Unia
abgeschmettert
Was für eine Nummer! Ende Oktober hatte 
der Baumeisterverband (SBV) öffentlich ge-
droht, die Gewerkschaften Unia, Syna und 
SIT vor den Kadi zu zerren. Mit ihren Warn-
streiks und Protestpausen würden sie 
 gegen die sogenannte Friedenspfl icht ver-
stossen. Sogar simple Info-Anlässe und 
Umfragen auf Baustellen gingen zu weit, 
fi ndet der SBV. Und so reichte er tatsäch-
lich Klage ein – und zwar beim Genfer 
Schiedsgericht für kollektive Arbeitsbezie-
hungen (CRCT). Dieses solle, so die meis-
terliche Bitte, die Gewerkschaften zurück-
pfeifen und dafür sorgen, dass die Protest-
tage abgeblasen würden. Doch da machte 
das CRCT nicht mit. Es erklärte die Klage 
postwendend für unzulässig und wies sie 
ab. Dazu Unia-Bauchef Nico Lutz: «Anstatt 
ihre Zeit mit Juristerei zu verschwenden, 
sollten die Meister endlich ernsthaft ver-
handeln und auf die Bauarbeiter hören. Sie 
haben legitime Forderungen gestellt, aber 
wurden bislang komplett ignoriert!» (jok)

* Namen geändert

«Überstunden
dürfen nicht
zur Normalität
werden.»
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Die Briefträgerin &
das Neuland
Noch ist die Briefträgerin nicht im 
Neuland angekommen. Noch ist 
sie im Zwischenreich zwischen 
Lohnarbeitsleben bei der Post und 
zukünftigem selbstbestimmte-
rem Erwerbsleben in Teilzeit. 

Noch ist nicht ganz in ihr Bewusst-
sein gesickert, dass sie nun «früpe» 
ist, bei der gelben Riesin frühpen-
sioniert.

ECKIGE RUNDEN. Es denkt ihr viel, 
derzeit. Ganz besonders zum 
Thema Arbeit. Arbeit unter kapi-
talistischen Bedingungen und in 
verwandten Systemen. Arbeit un-
ter Stress. Es denkt ihr über die 
Ausbeutung der Menschen durch 

Menschen, über die Bewertung 
von Menschen allein aufgrund ih-
rer Leistungsfähigkeit und ihres 
Leistungswillens und über die un-
gerechte Verteilung des Erwirt-
schafteten. Radikal gedacht und 
in Experimenten auch immer wie-
der gelebt, könnte Arbeit auch 
ganz anders aussehen: selbstge-
wählter und selbstbestimmter, 
mitbestimmter, überschaubarer. 

Und damit sinnvoller. Ja, 
auch um den Sinn drehen sich die 
Gedanken der Briefträgerin, ganz 
sachlich und irgendwie logisch. 
Immer wieder taucht dazu ein 
Lied von Wolf Biermann aus ihrer 
Erinnerung auf: «Das kann doch 
nicht alles gewesen sein …». Sie 
hört es sich wieder einmal an, ist 
froh, dass ihre Bilanz anders aus-
sieht als die im Lied erzählte, und 
merkt, auch sie «will noch ein 
paar eckige Runden drehn ... und 
dann erst den Löffel abgeben, 
eben». Wenn nüt anders.

Nicht nur Postangestellte 
gratulieren der Briefträgerin zu 
ihrem Entscheid, das Wagnis der 
Frühpensionierung einzugehen. 
Alle sagen, sie möchten auch, 
aber … Und die Briefträgerin über-
legt, was es zu bedeuten hat, dass 
alle eigentlich lieber nicht arbei-
ten würden. Nicht so arbeiten?

SÜSSMOST. Sie war noch einmal 
im Betrieb, zum Abschiedsanlass, 
der dann in der Arbeit ersoff. In 
der Arbeit der andern, die ausge-
rechnet an diesem Tag überquoll. 
Doch es war gut, sie half ein wenig, 
mischelte noch einmal Werbung, 
trug vorsortierte Post ab, stiess mit 
den Kolleginnen und Kollegen an, 
mit Kaffee, Redbull und Süssmost. 
Zwei, drei überraschende Gesprä-
che, ein Geschenk zum Tschüss, 
noch einmal eine leise Wehmut, so 
in der Halle und zwischen den Ge-
stellen, und dann war Schluss.

Katrin Bärtschi ist Briefträgerin
in Bern und Gewerkschafterin.

Bärtschi-Post
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«Auch die Briefträgerin 
will noch ‹ein paar 
eckige Runden drehn›.»

Nach Sommaruga-Rücktritt sind jetzt zwei Bundesratssitze frei …

… und überall wird gerechnet
SP-Bundesrätin
Simonetta Sommaruga 
tritt überraschend
zurück. Was das für die 
Bundesratsersatzwahl 
vom 7. Dezember aus ge-
werkschaftlicher Sicht 
bedeutet. 

CLEMENS STUDER

Es war ein berührender Auftritt 
am 2. November (Redaktionsschluss 
dieser Ausgabe). Simonetta Som-
maruga erklärte nach zwölf Jahren 
ihren Rücktritt aus dem Bundesrat. 
Das war so nicht geplant. Sie sagte: 
«Dieser Entscheid kommt etwas ab-
rupt, auch für mich, und früher als 
vorgesehen.» Doch sie hat gute be-
ziehungsweise tragische Gründe für 
ihren Entscheid: «Mein Mann hat 
vorletzte Woche einen Schlaganfall 
erlitten. Das war ein grosser Schock 
für uns beide.» 

Sommaruga hat in ihren zwölf 
Jahren im Bundesrat Meilensteine 
gesetzt. SP-Co-Präsident Cédric Wer-
muth sagt: «Sie hat wichtige Schritte 
für die Energiewende ergriffen und 

den Klimaschutz gestärkt. Sie hat 
für mehr Lohngleichheit gesorgt 
und das Familienrecht moderni-
siert.» Sommaruga war eine Hass-
fi gur der Rechten und wurde unter 
aller Kanone angefeindet.

FINDUNGSPROZESS
Die SP hat den Findungsprozess 
trotz des überraschenden Rück-
trittszeitpunkts rasch gestartet. Of-
fensichtlich ist die Partei organisa-
torisch und personell besser auf-
gestellt als die SVP (siehe Artikel 
 unten). Das Parteipräsidium und 
das Fraktionspräsidium plädieren 
für ein Zweier-Frauenticket, wobei 
nicht beide Kandidatinnen aus der 
Deutschschweiz stammen müssen. 
Die defi nitiven Kriterien wird die SP-
Bundeshaus-Fraktion am 18. Novem-
ber festlegen. Dann haben Interes-
sierte drei Tage Zeit, sich zu melden. 
Das defi nitive Ticket bestimmt die 

Fraktion am 26. November. Am 7. De-
zember wählt die Bundesversamm-
lung.

RECHTER ANGRIFF?
Aus gewerkschaftlicher Sicht ist zen-
tral, dass die sozial-feministisch- 
ökologischen Kräfte im Bundesrat 
gestärkt und nicht geschwächt wer-
den. Noch während die Rücktritts-
pressekonferenz von Simonetta 
Sommaruga lief, meldeten sich ers-
 te rechte Politiker mit der Aufforde-
rung an die Grünen, jetzt den SP-Sitz 
anzugreifen, wenn es ihnen mit dem 
Regierungswillen ernst sei. Diese Ge-
schichte wird in unterschiedlichen 
Worten schon vielfach erzählt wer-
den, bis dieses work am Freitag in 
den Briefkästen liegt. Um das vorher-
zusagen, braucht es bei Redaktions-
schluss dieser Ausgabe (Mittwoch) 
keine hellseherischen Gaben. Die 
Aargauer und Zürcher Zentralredak-
tionen sind immer fl ink darin, die 
fortschrittlichen Kräfte kleinzurech-
nen. Das haben sie vor drei Jahren 
bei den Gesamterneuerungswahlen 
bewiesen und seither immer wieder. 
Sie bringen dann gerne ein «Block-
modell», bei dem die FDP der Mitte 
zugerechnet wird – wobei diese doch 

sonst so grossen Wert draufl egt, mit 
der SVP die meisten Gemeinsamkei-
ten zu haben.

Dabei ist klar: Den Grünen steht 
ein Sitz im Bundesrat zu. Politisch so-
wieso und arithmetisch erst recht. 
Und zwar auf Kosten der FDP, die mit 
ihren aktuell zwei Sitzen überver-
treten ist – und zusammen mit der 
SVP eine absolute rechtsbürgerliche 
Mehrheit im Bundesrat stellt.

RICHTIG RECHNEN
Linke Behauptungen? Nein, einfach 
richtig gerechnet. Und das geht so:

Gewählt wird der Bundesrat 
von der Vereinigten Bundesver-
sammlung. Von 200 Nationalrätin-
nen und -räten. Und von den 46 Stän-
derätinnen und -räten. Darum sind 
die Fraktionsgrössen in beiden Räten 
politisch wichtiger und real entschei-
dender als die Stimmenprozente bei 
den Nationalratswahlen.

Schaut man präzise hin, sieht es 
so aus: Die Fraktionen von SVP und 
FDP haben zusammen 102 Sitze. Die 
Mitte-Fraktion plus GLP haben zusam-
men 60. Und die Fraktionen von SP 
und Grünen zusammen 83 Sitze. Das 
bedeutet bezogen auf die Bundes-
versammlung: Rechts kommt auf 

41,46 Prozent. Die Mitte auf 24,4 Pro-
zent. Die Linke auf 33,7 Prozent. 

Umgelegt auf die 7 Bundesrats-
sitze ergibt das: Rechte 2,9 Sitze. 
Mitte 1,7 Sitze. Linke 2,4 Sitze. Zum 
gleichen Resultat führt auch, wenn 
nur die Parteisitze in der Bundesver-
sammlung berücksichtigt werden 
(also ohne jene Fraktionsmitglieder, 
die nicht der namensgebenden Par-
tei angehören). Dann sieht es so aus: 
SVP 1,67 Sitze; SP 1,36 Sitze; FDP 1,16 
Sitze; CVP 1,08 Sitze. Die Grünen 0,93 
Sitze. GLP: 0,71. Die korrekte Bundes-
ratszusammensetzung sähe also so 
aus: 2 SVP, 1 FDP, 1 CVP, 2 SP, 1 Grüne. 
Zumindest bis nach den Wahlen vom 
Oktober nächsten Jahres. 

Die kommenden Wochen wer-
den zeigen, wie wild entschlossen 
rechte Parteien sind, das Momen-
tum des Sommaruga-Rücktritts aus-
zunutzen und die absolute SVP- FDP-
Mehrheit für die nächsten Jahre zu 
betonieren. Die Grünen haben be-
reits am Rücktrittstag von Som -
maruga klargemacht, dass sie für 
solche rechten Spielchen nicht zur 
Verfügung stehen: «Es braucht drin-
gend eine Stärkung der ökologi-
schen Kräfte im Bundesrat, aber 
nicht auf Kosten eines SP-Sitzes.»

AUS PRIVATEN GRÜNDEN: Nach 12 Jahren im Amt tritt SP-Bundesrätin und Umweltministerin Simonetta Sommaruga auf 
Ende Jahr zurück. FOTO: KEYSTONE

So sähe der korrekte
Bundesrat aus:
2 SVP, 1 FDP, 1 CVP,
2 SP, 1 Grüne.

Maurer-Nachfolge: Eigentlich Rösti, aber …

Die SVP tat und tut sich 
schwer, Kandidatinnen 
und Kandidaten für die 
Nachfolge von Ueli Maurer 
zu fi nden. Das hängt auch 
damit zusammen, dass die 
parteibestimmenden Zür-
cher Tenöre alle absagten, 
weil sie mit einem «härte-
ren Oppositionskurs» lieb-
äugeln. Von der SVP-Fin-
dungskommission ange-
schaut werden diese fünf 
Leute (in alphabetischer 
Reihenfolge).

Michèle Blöchliger: Die Ur-
ner Regierungsrätin mit 

Basler Dialekt hat bereits 
beim ersten Auftritt als 
Kandidatin zu zwei öffent-
lich leicht überprüfbaren 
Punkten nicht die Wahr-
heit gesagt und sich so 
gleich wieder aus dem 
Rennen genommen.

Albert Rösti: Der ehema-
lige nationale Parteipräsi-
dent aus Bern war zwar 
immer ein treuer Diener 
des SVP-Herrns aus Herrli-
berg. Selbst als dieser ihn 
nach den verlorenen Wah-
len 2019 brutal demü-
tigte, machte er öffentlich 

gute Miene zum bösen 
Spiel. Seither sammelt 
der studierte Bauer (ETH) 
Pöstchen und Mandate 
und ist weiterhin freund-
lich, kann’s mit allen und 
ist doch auf Linie. Aber die 
Standleitung der Blocher-
Riege in den Bundesrat 
würde bei seiner Wahl ge-
kappt. Darum ist er der 
Favorit der Nicht-SVPler in 
der Bundesversammlung. 
Und der Un-Lieblingskan-
didat der Zürcher SVP. 

Werner Salzmann: Der 
Ständerat ist zwar auch 

Berner. Doch der gelernte 
und studierte Bauer (HAFL) 
ist auf Zürcher Kurs. In-
haltlich interessiert sich 
Salzmann in erster Line 
für «freies» Waffenrecht, 
eine noch teurere Armee 
und eine noch teurere 
konventionelle Landwirt-
schaft. Er hat nach Mau-
rers Rücktritt als erster 
den Finger aufgestreckt.

Heinz Tännler: Der Zuger 
Finanzdirektor sieht sich 
als Kandidat der Zen tral-
schweiz. Die Parlaments-
mehrheit sieht wohl eher 

den Steuerdumper, Oligar-
chen-Hätschler und Ex-
Fifa-Mann.

Hans-Ueli Vogt: Der urbane 
Intellektuelle soll den Zür-
cher SVP-Sitz im Bundes-
rat halten. Politisch ist er 
auf Blocher-Linie, etwa als 
Kopf hinter der brandge-
fährlichen «Selbstbestim-
mungsinitiative». Persön-
lich ist er die Antithese 
zum typischen SVP-Politi-
ker: Professor, Politiker 
ohne Ämtchen und kei-
nerlei Hang zum Rumpö-
beln oder Trollen.

SVP-Karussell: Michèle Blöchliger, Albert Rösti, Werner Salzmann, Heinz Tännler und Hans-Ueli Vogt (von links nach rechts). FOTO: KEYSTONE



Alarm bei der Suva: Konkursbetrüger verursachen Millionenverluste

Der Firmentod ist ihr  
Geschäftsmodell
Konkursritter machen aus 
Firmenpleiten ein Geschäft. Oft 
sind dabei Schwarzarbeit und  
Prämienbetrug im Spiel. Jetzt 
macht die Suva Dampf im Kampf 
gegen Schwindler und Betrüger. 

RALPH HUG

Mike Müller hat gut lachen. Der Schauspieler, 
Hauptfigur im TV-Hit «Der Bestatter», hat immer 
mehr Nachahmer. Aber nicht im Film, sondern 
in der Wirtschaft. Dort treiben vermehrt soge-
nannte «Firmenbestatter» ihr Unwesen. Das sind 

Betrüger, die Serien-
konkurse bauen 
oder es gezielt auf 
angeschlagene und 
überschuldete Fir-
men abgesehen ha-
ben. Der Firmentod 

ist ihr Geschäftsmodell. Die Folge: Arbeitende 
ohne Lohn und der Staat und die Sozialversiche-
rungen, die Beiträge ans Bein streichen müssen. 

REKORDVIELE VERDACHTSFÄLLE
Die Suva intensiviert jetzt den Kampf gegen sol-
che Betrüger. Ihretwegen verliert der staatliche 
Versicherungsgigant jedes Jahr Millionen an un-
bezahlten Prämien. In Zahlen: 3,9 Millionen Fran-
ken hat die Suva letztes Jahr fehlbaren Betrieben 
zusätzlich in Rechnung gestellt. Der Leiter der 
Missbrauchsbekämpfung bei der Suva, Roger 
Bolt, sagt: «Konkursreiterei hat seit zwei Jahren 
nachweislich zugenommen.» Über 2800 Ver-
dachtsfälle wurden letztmals registriert, ein 
neuer Rekord. Für 2022 erwartet die Suva noch-
mals eine wesentliche Zunahme. 

Konkursritter tummeln sich vor allem im 
Baugewerbe. Da gründet einer eine Firma, stellt 
ein paar Leute ein, bezahlt weder AHV noch Pen-
sionskassenbeiträge und lässt dann die Bude kon-
kursgehen, bevor der Betrug auffliegt. Flugs 
gründet er eine neue Firma, das böse Spiel geht 
weiter. Die Firmenbestatter übernehmen sogar 
gezielt hochverschuldete Betriebe. Dafür erhal-

ten sie von der Besitzerin – oder auch von Ver-
mittlern – unter der Hand ein Honorar von 2000 
bis 5000 Franken. Anstatt wie gesetzlich gefor-
dert zum Konkursrichter zu gehen, zögern sie die 
Pleite hinaus, ziehen Geld ab, benennen Firmen 
um und verlegen den Sitz. Vorteil: Die Betrei-
bungsregisterauszüge sind dann wieder leer und 
die Weste scheinbar rein. Neue Kredite und Be-
stellungen sind möglich, die dann nie bezahlt 
werden. Die Machenschaften solcher Kriminellen 
summieren sich laut Schätzungen des Verbands 
Creditreform auf Milliarden. 

FIRMENBESTATTER LUCAS G.
Lucas G. war ein Firmenbestatter. Er hat rekordver-
dächtige 20 Pleiten in sechs Jahren produziert. Der 
Schaden ging in die Millionen. Die Suva kam ihm 
auf die Schliche, weil er 60 000 Franken an Prä-
mien nicht bezahlte, und zeigte ihn an. Im letzten 
März wurde der Mann der mehrfachen Misswirt-
schaft und der unterlassenen Buchführung schul-
dig gesprochen. Strafe: vierzehn Monate Gefäng-
nis, davon muss er sieben absitzen. Wie so oft war 
Schwarzarbeit im Spiel. Bei einer Kontrolle wurde 
festgestellt, dass die Firma von G. über zwei Jahre 
hinweg insgesamt 1 Million Franken an verschie-
dene Subunternehmen bezahlt hatte. Natürlich in 
bar. Firmen, bei denen G. selber als Geschäftsfüh-
rer oder als Besitzer eingetragen war. Laut Suva-
Mann Roger Bolt werden solche Subunternehmer-
konstrukte gezielt aufgebaut, um Schwarzarbeit 
und Prämienbetrug zu vertuschen. 

work hat immer wieder über ähnliche Skan-
dale berichtet. Zum Beispiel über Fernando Mutti. 
Der agile Mann aus Bern schickte seine Coiffeur- 
und Beautyläden reihenweise in den Konkurs. Die 
Schulden bei den Vorsorgeeinrichtungen beliefen 

sich auf 150 000 Fran-
ken. Die Pensions-
kassenbeiträge zog 
er zwar vom Lohn 
ab, ans richtige Ort 
gelangten sie aber 
nicht. «Eine Firma 

geht konkurs, schon ist die nächste da», kommen-
tierte work diesen Totentanz (work berichtete: re-
brand.ly/muttis-mutationen). Oder der Rheintaler 

Bauspekulant Daniel Bächtold. Er gebot über ein 
obskures Geflecht aus Briefkasten- und Baufir-
men. Darin versickerten auch Löhne und Sozialab-
züge (rebrand.ly/baugauner-baechtold).

OFFENSIVE IM GERÜSTBAU 
Ab nächstem Jahr soll der Kampf gegen Konkurs-
betrug leichter werden dank einem neuen Bun-
desgesetz. Das soll mehr Transparenz schaffen, 
lässt aber viele Wünsche offen (siehe Box). Der-
weil spannt die Suva mit den Verbänden der Ma-
lerinnen und Gipser und der Gerüstbauer zusam-
men. Ziel ist laut Roger Bolt, dass die Firmen ihre 
Subunternehmen genauer prüfen. Insbesondere 
die Höhe der bei den Sozialversicherungen ge-
meldeten Lohnsummen. Der Maler-Gipser-Ver-
band hat bereits den Subunternehmer-Muster-
vertrag überarbeitet und eine Meldestelle für 
 Verdachtsfälle eingerichtet. 

Konkursbetrug: Gesetz 
mit wenig Biss
Dem ehemaligen SP-Nationalrat und Unia-Mann 
Corrado Pardini platzte 2017 der Kragen: «Wir 
müssen betrügerische Konkurse und vor allem 
den Handel mit überschuldeten Firmen verhin-
dern», so Pardini. Wiederholungstätern bei Ketten-
konkursen sollte endlich das Handwerk gelegt 
werden. Sein Vorstoss half mit, dass nun ab 
2023 das neue Bundesgesetz über die Bekämp-
fung des missbräuchlichen Konkurses in Kraft 
tritt. Allerdings hat das Parlament die Vorlage 
stark verwässert. 

BESSER ERKENNBAR. Neu können die Konkurs-
ämter leichter eingreifen und die Handelsregister-
ämter bei Verdacht Einträge erschweren. Am 
meisten bewirken dürfte, dass Konkursritter dank 
Datenvernetzung leichter erkennbar werden. Die 
Forderung, dass ihnen die Gläubiger schneller auf 
den Pelz rücken können, blieb unerfüllt. Auch ob 
der Handel mit Firmen und Schuldenbergen zum 
Erliegen kommt, ist ungewiss. Das wird sich erst 
2024 zeigen. (rh)

… und schon ist 
der Betreibungs-
auszug wieder 
sauber.

Die Masche: Geld 
abziehen, Firma 
umbenennen, Sitz 
verlegen …

Firmen bestatter  
in der Waadt:

Endlich vor 
Gericht!
2 Millionen Franken Schaden, 
zahlreiche Geschädigte, 63 Sei-
ten kriminelle  Machenschaften: 
10 Jahre lang trieben zwei 
 Konkursbetrüger ihr Unwesen. 
Jetzt stehen sie vor Gericht.

RALPH HUG

So stellt man sich Betrüger nicht vor: 
Robert Cattelan und Bernard Prévost* 
sind im Pensionsalter, doch noch im-
mer aktiv. Nämlich als «Firmenbestat-
ter». Zehn Jahre lang trieben sie im 
Waadtland ihr Unwesen. Sie ritten 
Dutzende von kleineren Baufirmen in 
den Ruin und sahnten dabei ab. Meis-
tens in bar. Denn die beiden gaben 
stets an, nur von der AHV und von Er-

gänzungsleistungen zu leben. Das 
schützte sie vor den Gläubigern und 
vor Betreibungen. Denn die AHV ge-
hört zum Existenzminimum. Nie-
mand kann sie einem wegnehmen. 

ALTE BEKANNTE
Das Betrügerduo muss sich jetzt in 
Lausanne verantworten. Die beiden 
sind notorisch, man kennt sie längst in 
der Region. Bereits 2013 führte die 
Unia eine Protestaktion vor dem 
Wohnsitz von Cattelan in Saint-Prex 
VD durch. Und die Ausgleichskasse  

des Arbeitge-
berverbandes 
warnte vor 
ihnen, da sie 
AHV-Beiträge 
nicht über-
wiesen und 
so Dumping 

bei Auftragsvergaben betreiben konn-
ten. Doch die Justiz mahlt langsam. 
Viel zu langsam. Dafür sind nun in der 
Anklageschrift auf 63 Seiten die krimi-
nellen Machenschaften der beiden im 
Detail nachzulesen. Die «Profi-Firmen-
bestatter» waren Strohmänner der 
Chefs von überschuldeten Firmen. Für 
deren Übernahme kassierten sie Hono-
rare. So konnten die Chefs ihre Schul-
den los werden, um mit reiner Weste 
neu anzufangen. 

NEUER PORSCHE
Cattelan und Prévost nutzten dann die 
Firmen aus, bevor sie sie in den Kon-
kurs schickten. Für die Gläubiger war 
nichts mehr zu holen. Und das Spiel 
konnte von vorn beginnen. Cattelan 
hat für 400 000 Franken Betreibungen 
am Hals. Was ihn aber wenig küm-
mert. Die Anklage beziffert den mut-
masslichen Schaden bei Gläubigern 
und Sozialversicherungen auf satte 
2,1 Millionen Franken. Eine einträg-
liche Totengräberei. Das Betrügerduo 
nutzte auch die Pandemie fürs Abzo-
cken aus. Sie beantragten und erhiel-
ten Hilfsgelder für Firmen, die längst 
konkursreif waren. Das Geld floss 
dann in den Kauf eines neuen Porsche 
oder wanderte aufs Konto der Ehefrau.

Konkursreiterei wie aus dem 
Lehrbuch. Während Cattelan seine 
Verfehlungen teilweise einräumt, 
mimte Prévost vor Gericht das Un-
schuldslamm. Er sei selbst auch nur 
ein Opfer gewesen. Wer’s glaubt. Das 
Gerichtsurteil war bis Redaktions-
schluss noch nicht bekannt. 

Die Konkurs- 
Profis tarnten 
sich als einfache 
Rentner.

REICH DURCH PLEITE: Anders als TV-«Bestatter» Mike Müller bringen Konkursritter Firmen ins Grab. Und zwar reihenweise. Wie Coiffeur-Unternehmer Fernando Mutti 
(oben links) und der St. Galler Bau-Gauner Daniel Bächtold (in der Mitte). Sie prellten Mitarbeitende und Sozialwerke um Hunderttausende Franken. ILLU: NINOTCHKA.CH

MIT SCHIRM UND WUT: Unia-Aktion 
gegen die beiden Kettenkonkurs-Gauner 
Cattelan und Prévost. FOTO: THIERRY PORCHET

* Namen geändert
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Italiens neue Regierung:

Grausiges  Kabinett 
Faschismus? Postfaschismus? National-Konser-
vativismus? Noch ist nicht klar, wohin das 
neue Regime in Italien geht. Massenaufl äufe 
von faschistischen Schwarzhemden, wie vor 
100 Jahren unter Benito Mussolini, gibt es 
nicht. Die bisherigen Strukturen der Demokra-
tie bestehen weiterhin. Die Gewerkschaft CGIL 
fi ndet, sie habe schon viele grausige Regierun-
gen erlebt, sie würde auch Ministerpräsidentin 
Giorgia Meloni an ihren Taten messen.

ABSURDE ANSAGEN. Die Berufung der neuen 
Ministerinnen und Minister spricht jedoch 
Bände: Der Gesundheitsminister Orazio Scil-
laci erklärt die Corona-Pandemie für beendet 
und will wieder «Normalität», ohne Masken-
pfl icht in Spitälern und ohne Impfpfl icht für 
das Gesundheitspersonal. Die neue Arbeitsmi-
nisterin Marina Calderone ist Anhängerin der 

neoliberalen Flexibili-
sierung, welche Italien 
schon Millionen pre-
käre Jobs beschert hat. 
Massnahmen für mehr 
Lohngleichheit für die 
Frauen will sie nicht, 

denn sie belasteten Arbeitgeber angeblich mit 
zusätzlicher Bürokratie.

Familienministerin Eugenia Roccella ist 
eine ultrakonservative Katholikin. Abtreibung, 
Ehe für alle und Sterbehilfe sind für sie des Teu-
fels. Der neue Erziehungsminister Giuseppe 
 Valditara meint, dass das Römische Reich an 
Überfremdung zugrunde gegangen sei, und be-
fürchtet ähnliches für Italien. Mit dem neuen 
Minister für Transport, Matteo Salvini, ist er in 
bester Gesellschaft. Dieser will Flüchtlinge 
übers Meer vertreiben, indem er Italiens Häfen 
dichtmacht. Und Ministerpräsidentin Meloni 
selbst greift die Arbeitslosenhilfe und die Ar-
beitslosen an. Sie sollten sich endlich mal um 
Arbeit bemühen.

EU-MILLIARDEN. Wirtschaftspolitisch gibt sich 
die Regierung pragmatisch: Steuersenkungen 
sind zwar Regierungsprogramm, im verschulde-
ten Italien wären sie aber genauso Sprengstoff, 
wie sie es im verschuldeten Grossbritannien der 
zurückgetretenen Liz Truss waren.

Auf die von der EU versprochenen Hunderte 
Milliarden Euro aus dem Investitionsfonds will 
die neue Regierung nicht verzichten – sonst fällt 
Italien schnell in eine tiefe Rezession. Der Staat 
soll zudem weiterhin die Explosion der Energie-
preise deckeln – sonst sind Protestbewegungen 
sicher. Genauso sind Massenbewegungen der Ge-
werkschaften programmiert, sobald die Regie-
rung mit dem Sozialabbau beginnt. Deshalb 
wird sich das Gruselkabinett von Giorgia Meloni 
voraussichtlich austoben, indem es die Rechte 
von Flüchtlingen, Arbeitslosen und von gesell-
schaftlichen Minderheiten mit Füssen tritt.

Andreas Rieger war Co-Präsident der Unia. 
Er ist in der europäischen Gewerkschafts-
bewegung aktiv.

Riegers Europa

online

Pfl egeaktion 
in Bern

Die Pfl egeinitiative wurde angenommen, trotz-
dem verlassen über 300 Pfl egende pro Monat 
den Beruf. Wir fordern Sofortmassnahmen! 
Komm an die Pfl egeaktion am 26. November 
2022, 14.30 Uhr, Bundesplatz Bern. Melde 
dich an: 
unia.ch/pfl egeaktion

online
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Präsidentin
Meloni hetzt
gegen
Arbeitslose.

Deutschland: Proteste gegen explodierende Lebenskosten

Der solidarische Herbst fegt 
durch die Strassen!
Seit Wochen schon
demonstrieren in 
Deutschland Zehn-
tausende gegen die 
steigenden Lebens-
haltungskosten. 
Im Bündnis «Solida-
rischer Herbst» 
 zentral sind die Klima-
bewegung und die 
Gewerkschaft Verdi.

CLEMENS STUDER

Die Infl ation trifft die Lohnabhängi-
gen in den EU-Ländern noch hefti-
ger als jene in der Schweiz. Momen-
tan liegt sie bei über 10 Prozent. 
 Ursache für die grosse Differenz zur 
Schweiz ist in erster Linie der an-
dere Energie-Mix. Auch der starke 
Franken (der allerdings die Export-
industrie gefährdet) spielt eine 
dämpfende Rolle, weil importierte 
Produkte trotz höherer Teuerung in 
der EU nicht in gleichem Mass auf-

schlagen in der Schweiz. Doch die 
Lebenskostenkrise ist in der Schweiz 
gerade für niedrige und mittlere 
Einkommen dramatisch. Weil zu 
den teureren Produkten auch noch 
die in der Schweiz im Unterschied 
zur EU mit unsozialen Kopfprä-
mien fi nanzierten Krankenkassen-
prämien explodieren.

VORREITERIN FRANKREICH
Der Europäische Gewerkschafts-
bund hat einen Forderungskatalog 
formuliert. Darin verlangen die eu-
ropäischen Gewerkschaften vollen 
Teuerungsausgleich und einen an-
gemessenen Anteil an den Produk-
tivitätsgewinnen der vergangenen 
Jahre für Lohnabhängige. Mehr Ge-
samtarbeitsverträge. Höhere Min-
destlöhne. Unterstützung für Haus-
halte mit tiefen Einkommen, 
 damit diese ihre Rechnungen be-
zahlen können. Abschöpfung der 

Krisengewinne der Konzerne und 
ein Ende der Nahrungsmittelspe-
kulation. Ein Verbot von Energie-
sperren für Haushalte, die ihre 
Rechnungen nicht mehr bezahlen 
können.

Zur Durchsetzung ihrer Forde-
rungen organisieren die Gewerk-
schaften in unterschiedlichen Ak-
tionsbündnissen nationale Aktio-
nen und Demonstrationen. Eine 
laufend aktualisierte Übersicht 
gibt’s hier: rebrand.ly/egb-aktionen.
Vorreiterin ist Frankreich (work be-
richtete hier: rebrand.ly/frankreich-
teuerungsprotest). In Deutschland 
besonders aktiv ist die Gewerkschaft 
Verdi. Sie spielt eine zentrale Rolle 
im Bündnis «Solidarischer Herbst». 
Unter dem Motto «Solidarisch durch 
die Krise – soziale Sicherheit schaf-
fen, fossile Abhängigkeiten been-
den. Echte Umverteilung jetzt!» gin-
gen in Berlin, Hannover, Frankfurt 
am Main, Dresden, Düsseldorf und 
Stuttgart bereits Zentausende Men-
schen auf die Strasse. 

«NICHT SPALTEN LASSEN»
Dem Bündnis «Solidarischer Herbst» 
gehören neben Gewerkschaften 
auch Organisationen der Zivilgesell-
schaft und Umweltschutzorganisa-
tionen an. Das ist zentral, und bis 

jetzt funktioniert dieser Schulter-
schluss der fortschrittlichen Kräfte. 
Nach den ersten Demonstrationen 
hielt das Bündnis fest: «Die Demons-
trationen zeigen, dass viele Men-
schen sich in der Krise nicht spalten 
lassen und sich eine sozial-ökologi-
sche Wende wünschen.» Denn die 
Bekämpfung der verschiedenen Kri-
sen müsse zusammengedacht wer-
den: «Soziale Sicherheit, Demokra-
tie, Natur- und Klimaschutz gehen 
Hand in Hand.»

KLARE WORTE
Damit wollen die fortschrittlichen 
Kräfte verhindern, dass die Lebens-
haltungskosten-Krise von rechten 
Kräften missbraucht wird, wie es 
bereits bei den Protesten gegen die 
Folgen der Pandemie-Bekämpfung 
geschehen ist. Bisher mit einigem, 
wenn auch nicht durchgängigem 
Erfolg. Gerade im Osten Deutsch-
lands kommt es immer wieder zu 
Aufmärschen von Rechten. Die 
sind zwar zahlenmässig bisher 
eher bescheiden, bekommen me-
dial aber grosse Aufmerksamkeit.

So breit wie das Bündnis auf-
gestellt ist, so breit ist auch das 
Spektrum der an den Kundgebun-
gen auftretenden Rednerinnen 
und Redner. In Berlin und später in 

den sozialen Medien besonders viel 
Beifall und Aufmerksamkeit be-
kam das Verdi-Mitglied Michael 
Erdmann. Er arbeitet seit über 30 
Jahren bei der Berliner Stadtreini-
gung. Der Müll-Werker wählte 
deutliche Worte und berlinerte 
sich in Rage: «Viele Unternehmen 
fahren seit Corona von Krise zu 
Krise Sondergewinne ein. Die Rüs-
tungskonzerne machen sich mit 
dem Krieg die Taschen voll. 2021 
hat die Regierung 300 Milliarden 
mehr eingenommen. Wir haben 
nichts davon abgekriegt. Alles ist 
teurer geworden, sag mal, wollen 
die uns für blöd verkaufen, wie 
dumm oder arrogant muss die Re-
gierung sein, dass die uns nichts 
von den Milliarden abgeben?» 

Verdi will 10 Prozent höhere 
Löhne. Die Arbeitgeber stellen sich 
quer. Erdmann: «Haben die nicht 
mehr alle Latten im Zaun? Wir ha-
ben 10 Prozent Infl ation. Da ist die 
volle Durchsetzung der 10-Prozent-
Forderung nicht mehr als eine 
Nullrunde.» 

Erdmanns Rede im Video gibt’s hier: 
rebrand.ly/erdmann.

Mehr Details zur Entwicklung des 
Bündnisses «Solidarischer Herbst» aus 
gewerkschaftlicher Sicht gibt’s hier: 
rebrand.ly/solidarisch-durch-die-krise.

ECHTE UMVERTEILUNG JETZT! Für das Bündnis «Solidarischer Herbst» gehen soziale Sicherheit und Klimaschutz 
Hand in Hand. FOTO: VERDI

«Alles ist teurer
geworden! Sag mal,
wollen die uns für blöd
verkaufen?»

MICHAEL ERDMANN,
MÜLL-WERKER UND VERDI-MITGLIED

Die Krise trifft nicht alle 
gleich: Während die einen 
sich entscheiden  müssen 
zwischen Essen oder 
Heizen, füllen sich andere 
die Taschen – zum Bei-
spiel der Nahrungsmittel-
konzern Nestlé. 
CLEMENS STUDER

Unternehmen und rechte Öko-
nomen behaupten immer: 
Wenn die Lohnabhängigen den 
Teuerungsausgleich verlangen, 

lassen sie die Teuerung weiter 
steigen. Lohn-Preis-Spirale sa-
gen sie dem. Doch davon sind 
die europäischen Länder ein-

schliesslich der Schweiz weit 
weg. Sie leiden unter der Ge-
winn-Preis-Spirale. Weil sich die 
Konzerne die Taschen füllen. 

KRISENGEWINN
Das kommt so: Wer grosse 
Marktmacht hat, kann die 
Preise fast nach Gutdünken er-
höhen. Das heisst, allenfalls ge-
stiegene Kosten auf die Kundin-
nen und Kunden abwälzen. 
Und sogar noch die Gewinne er-
höhen. So wie die Energiekon-
zerne. Allein die fünf grössten 
Ölmultis verdoppelten ihre Ge-
winne innert eines Jahres. 

Oder wie der Schweizer 
Multi Nestlé mit Sitz in Vevey, 
der grösste Nahrungsmittel-
konzern der Welt: Zwischen Ja-
nuar und September machte 
Nestlé einen Umsatz von mehr 
als 69 Milliarden Franken. Rech-

net man Wechselkursschwan-
kungen und Zukäufe heraus, 
sind das 8,5 Prozent mehr als 
im Vorjahr. Diese setzen sich 
zusammen aus 1 Prozent mehr 
verkaufter Ware – und 7,5 Pro-
zent Preiserhöhungen. 

Aktuell liegt die Teuerung 
in der EU bei über 10 Prozent 
und in der Schweiz bei über 

3 Prozent. Entsprechend weni-
ger sind die realen Löhne 
wert. Jeder Teuerungsausgleich 
hinkt der Teuerung hinterher.

LOHNKLAU
Wenn jetzt aber die Unterneh-
men den Lohnabhängigen den 
vollen Teuerungsausgleich ver-
weigern, heisst das nichts ande-
res als Lohnkürzungen. Und 
dass sich Kapitalbesitzerinnen 
und -besitzer noch mehr auf 
dem Buckel der Arbeitenden 
bereichern. Darum braucht es 
neben dem vollen Teuerungs-
ausgleich auch Mechanismen, 
um die Krisengewinne der Kon-
zerne abzuschöpfen. Damit 
den Staaten mehr Geld zur Ver-
fügung steht, die dramatischen 
Teuerungsfolgen für niedrige 
und mittlere Einkommen ab-
zufedern.

MARKTMACHT: Nestlé kann 
Kosten abwälzen und Preise 
diktieren. FOTO: ZVG

Teuerung: Das ewige Märchen von
der Lohn-Preis-Spirale

Nestlé hat die Preise
seiner Produkte um
7,5 Prozent erhöht.



la suisse
existe

Jean Ziegler

EIN SCHWEIZER
REFORMVORSCHLAG FÜR 
EINE GELÄHMTE UNO
Es klingt paradox: Die Grossmächte verdanken 
ihr Vetorecht im Uno-Sicherheitsrat dem Massen-
mörder Adolf Hitler.
Ein Blick zurück: Vom 9. bis zum 12. August 1941 
kreuzte das US-amerikanische Kriegsschiff USS 

Augusta im sturmge-
peitschten Meer vor der 
Küste von Neufundland. 
An Bord befanden sich 
der britische Premier-

minister Winston Churchill und US-Präsident 
Franklin Delano Roosevelt.

HITLERS LEGALE MACHTERGREIFUNG. Die Nazi-
Ungeheuer beherrschten damals fast ganz Konti-
nentaleuropa, die japanischen Faschisten Südost-
asien. Trotzdem zweifelten Churchill und Roosevelt 
nicht an ihrem Sieg. Sie schufen die «Atlantik-
Charta», das Ursprungsdokument der späteren 
Uno-Charta.
Roosevelt war für die Errichtung einer neuen, 
radikaldemokratischen Weltordnung. In einer 
Generalversammlung sollte jeder Mitgliedstaat 
das gleiche Stimmrecht haben. Dagegen erinnerte 
Churchill an Hitlers Machtergreifung im März 
1933. Die erdrückende Mehrheit der Abgeordneten 
des deutschen Parlaments hatte damals für dessen 
Ermächtigungsgesetz gestimmt. Damit liquidierte 
sich die demokratische Republik völlig legal selbst. 
Für Churchill war auch eine radikaldemokratische 
Uno-Generalversammlung nicht gefeit gegen eine 
solche Katastrophe. Als Notbremse sollten die fünf 
Siegermächte ein permanentes Vetorecht erhalten. 
Churchill setzte sich durch.
Ab dem kommenden Januar und für zwei Jahre 
wird die Schweiz als eines von zehn nicht perma-
nenten Mitgliedern dem Sicherheitsrat angehören. 
Die «Sonntagszeitung» des Zürcher «Tages-Anzei-
gers» hatte die kluge Idee, dem Mathematiker, 
ETH-Professor und brillanten vormaligen Staats-
sekretär im Aussendepartement, Michael Ambühl, 
und seiner Mitarbeiterin, der ETH-Professorin 
Nora Meier, einen Essay über die Schweiz in ihrer 
neuen Rolle in Auftrag zu geben. Der Text erschien 
am 23. Oktober.

EINE NEUE UNO-EXEKUTIVE. Ambühl und Meier 
argumentieren glasklar und innovativ. Sie stellen 
die fast völlige Lähmung der Uno in den schreck-
lichen Kriegen unserer Zeit fest. Die Schweiz sollte 
deshalb eine doppelte Reform der Uno-Exekutive 
vorschlagen: die Abschaffung des Vetorechts und 
eine Neuzusammensetzung des Sicherheitsrates. 
Künftig sollten seine permanenten Mitglieder nicht 
mehr aufgrund ihrer historischen Bedeutung, son-
dern nach den objektiven Kriterien Bevölkerungs-
zahl und Bruttoinlandprodukt bestimmt werden.
Ambühl und Meier sind Realisten. Sie wissen, dass 
kein Veto-Staat freiwillig auf seine Privilegien 
verzichtet. Aber die Uno-Charta kennt in den 
Artikeln 108 und 109 die «Allgemeine Konferenz». 
Sie wird einberufen von zwei Dritteln der
193 Mitgliedstaaten, darunter 9 Mitgliedern des 
Sicherheitsrates, und erarbeitet eine Reform der 
Charta. Gegen die Einberufung gilt kein Veto, 
wohl aber bei einer Ratifi zierung möglicher Refor-
men. Aber da wird der Druck der Weltmeinung 
wirken. Brecht schreibt: «Wer kämpft, kann ver-
lieren. Wer nicht kämpft, hat schon verloren.» Die 
Schweiz muss die Führungsrolle für die Ein-
berufung der «Allgemeinen Konferenz» ergreifen. 
So wird sie zur Hoffnung für die sieche Uno.
Jean Ziegler ist Soziologe, Vizepräsident des beratenden Ausschus-
ses des Uno-Menschenrechtsrates und Autor. Sein 2020 im  Verlag 
Bertelsmann (München) erschienenes Buch Die Schande Europas. 
Von Flüchtlingen und Menschenrechten kam diesen Frühling 
als Taschenbuch mit einem neuen, stark erweiterten Vorwort heraus.

«Wer kämpft, kann
verlieren. Wer
nicht kämpft, hat
schon verloren.»

la suisse
existe

Jean Ziegler

Sensationell: Arbeiterführer Lula drängt Faschist Bolsonaro 
aus dem Präsidentenamt – und Brasilien tanzt

Lula Presidente!
Vom Metallarbeiter zum 
Präsidenten zum Häftling 
zum Präsidenten: die fast 
unglaubliche Geschichte des 
Gewerkschafters Lula. 
NIKLAS FRANZEN, SÃO PAULO

Luiz Inácio «Lula» da Silva (77) hat ein brei-
tes Lächeln im Gesicht, als er um 20.44 Uhr 
Ortszeit im vollgepackten Auditorium vor 
die Presse tritt. Man hört Jubel, Fäuste wer-
den in die Luft gereckt, im Chor schallt es 
«Olé, olé, olé, olá, Lula, Lula». Es ist der 
30. Oktober, Wahlsonntag. Wenige Minuten 
zuvor war in dem schicken Hotel im Zen-
trum von São Paulo bekannt geworden, dass 
der ehemalige Gewerkschaftsführer die 
Stichwahl gegen den rechtsradikalen Amts-
inhaber Jair Bolsonaro gewonnen hat.

Nach seiner Rede zieht Lula weiter auf 
die Avenida Paulista, die bekannteste Strasse 
der Stadt. Zehntausende haben sich dort 
versammelt: Ein Meer aus Rot, Feuerwerk 
kracht in der Luft, es fl iessen Freudenträ-
nen. Verkäufer preisen T-Shirts mit dem 
Konterfei Lulas an, auf Grills brutzeln 
Fleischspiesse. Zélia Lucas Patricio, 57, eine 
schwarze Frau mit Lula-Stickern auf dem 
weissen Blazer, ist aus dem armen Randge-
biet ins Zentrum gekommen, um den Wahl-
sieg Lulas zu feiern. «Es ist ein Sieg der De-
mokratie», sagt sie. Bolsonaro habe nichts 
für die Vorstadt gemacht, sei ein Präsident 
der Reichen. Bei Lula sei das anders.

KUPFER-DREHER
Lula stammt aus dem armen Nordosten Bra-
siliens, entfl oh mit seiner Familie dem Hun-
ger, um im Industriegürtel São Paulos ein 
neues Leben zu beginnen. Ein Klassenzim-
mer sah er nur für kurze Zeit von innen. 
Mit 14 fi ng er an, als Dreher in einer Kupfer-

fabrik zu arbeiten. Dort formte er eine aus-
sergewöhnliche Karriere: Der redegewandte 
junge Mann brachte es schnell zum Gewerk-
schaftsführer, organisierte Streiks, hielt 
fl ammende Reden vor Werkstoren.

Anfang der 1980er Jahre gründete Lula 
gemeinsam mit Mitstreiterinnen und Mistrei-
tern eine Partei, die Brasilien nachhaltig ver-
ändern sollte: die Arbeiterpartei «Partido dos 
Trabalhadores». In den dunklen Jahren der 
Militärdiktatur war sie ein Sammelbecken 
für oppositionelle Gewerkschafter, sozialisti-
sche Katholiken und soziale Bewegungen, 
und Lula wurde ihr bekanntestes Gesicht. 
Sein Interesse an Politik, erklärte er später 
einmal, erwachte bei einem Besuch im brasi-
lianischen Kongress: Von den 433 Abgeordne-
ten kamen nur 2 aus der Arbeiterklasse.

SOZIALPROGRAMME
Das wollte Lula ändern. Dafür musste er nach 
ganz oben. Dreimal zog er als Spitzenkandi-
dat für die Arbeiterpartei in den Wahlkampf. 

Dreimal unterlag 
er. Vor der Wahl 
2002 schlug Lula 
dann moderatere 
Töne an und signa-
lisierte: Mit ihm als 

Präsidenten werde es keinen radikalen Bruch 
geben. Vor 20 Jahren schrieb er Geschichte: 
Der Metallarbeiter wurde zum Präsidenten 
des grössten Landes Lateinamerikas gewählt.

Für die Armen sollte mit Lulas Wahl-
sieg eine neue Zeit beginnen. Mit den Ein-
nahmen aus dem Rohstoffgeschäft konnte 
die Regierung Sozialprogramme fi nanzie-
ren, 30 Millionen Brasilianerinnen und Bra-
silianer entkamen der Armut, der Hunger 
wurde fast komplett beseitigt. Schwarze 
Vorstadtkinder schrieben sich nun an Uni-
versitäten ein, Hausangestellte bekamen 
erstmals Arbeitsrechte zugesprochen.

KLEINES WUNDER
Dass Lula nun erneut zum Präsidenten ge-
wählt wurde, kommt einem kleinen Wun-
der gleich. 2017 verurteilte ihn ein Gericht 
wegen passiver Korruption und Geldwä-
sche. Der Vorwurf lautete konkret: Der Ex-
Gewerkschafter soll einem Baukonzern 
Staatsaufträge als Gegenleistung für eine 
Luxuswohnung verschafft haben. Das Urteil 
stützte sich allein auf Indizien, Beweise 
konnte die Staatsanwaltschaft nicht präsen-
tieren. Trotzdem kam der frühere Präsident 
in Haft und konnte damit, anders als ge-

plant, 2018 nicht bei der Wahl antreten. Auf 
diese Art wurde der Weg frei für Bolsonaro. 
Doch Brasiliens serienreife Geschichte 
nahm weitere Volten: 2019 kam Lula aus der 
Haft frei, und im März 2021 wurden alle Ur-
teile gegen ihn annulliert. Am 1. Januar 
2023 wird er als Präsident vereidigt.

Im Wahlkampf gab sich Lula als grosser 
Versöhner, als Anti-Bolsonaro, als jemand, 
der das Land wieder zusammenbringen will 
(work berichtete: rebrand.ly/lula-hoffnung).
Doch das wird nicht einfach. Der rechtsradi-
kale Bolsonaro lag zwar hinter Lula, erzielte 
aber ein sehr gutes Wahlergebnis (49,1 Pro-
zent). Ausserdem schafften etliche Bolso-
naro-nahe Kandidatinnen und Kandidaten 
den Einzug in die Parlamente, und seine 
 Partei wird die stärkste Fraktion in der Ab-
geordnetenkammer. Lula wird hart um 
Mehrheiten kämpfen müssen. Er ist sich der 
Kräfteverhältnisse bewusst und bewegt sich 
politisch nun deutlich gen Mitte.

GROSSE PLÄNE
Und wie Bolsonaro gilt Lula vielen in Brasi-
lien als Hassfi gur. Nach den Jubeljahren 
dauerte es nicht lange, bis auf Demonstratio-
nen «Lula: ladrão», «Lula: Dieb», gebrüllt und 
Puppen des Ex-Präsidenten in Häftlingsuni-
form in die Luft gereckt wurden. Ab 2014 
wurde die einst so stolze und populäre Ar-
beiterpartei zur Projektionsfl äche für die 
Enttäuschung einer ganzen Nation. Mit 
dem Beginn einer schweren Wirtschafts-
krise, vor allem aber nach der Aufdeckung 
gigantischer Korruptionsskandale galt Lula 
plötzlich als Kopf eines kriminellen Netz-
werks. 2016 wurde Lulas Nachfolgerin und 
politische Ziehtochter Dilma Rousseff nach 
einem juristisch fragwürdigen Amtsenthe-
bungsverfahren abgesetzt.

Lula versprach, den Umweltschutz zu ei-
ner Priorität zu machen und die Zerstörung 
des Amazonas-Regenwaldes zu stoppen. 
Doch wie er seine ambitionierten Pläne ge-
nau umsetzen will, verrät er nicht. Oft bleibt 
er schwammig, viel spricht er über die Ver-
gangenheit, fast schon nostalgisch klingt es 
gelegentlich. Doch die goldenen Zeiten sind 
vorbei. Die Fronten sind verhärtet, die Gesell-
schaft ist gespalten. Der Bolsonarismo wird 
sich nicht einfach in Luft aufl ösen, selbst 
wenn der Namensgeber dieses Phänomens 
nicht mehr Präsident ist. Ausserdem ist Lula 
mit seinen 77 Jahren wahrlich nicht mehr 
der Jüngste. Trotz allem glauben viele, wenn 
es einer richten kann – dann Lula.

Jean Ziegler über Lula: 
Die Hoffnung Brasiliens
Im April 2021, kurz nachdem Lula von 
 allen Korruptionsvorwürfen freigesprochen 
worden war, schrieb Jean Ziegler in seiner 
work-Kolumne: «Lulas Sozialprogramme 
verbesserten das Leben von vielen Millio-
nen seiner Landsleute. Jetzt hungern sie 
wieder.» Hier gibt’s die ganze Kolumne zum 
Nachlesen: rebrand.ly/ziegler-lula.

«OLÉ, OLÉ, OLÉ, OLÁ, LULA, LULA»: Lulas Sieg stürzt Hunderttausende Brasilianerinnen und Brasilianer in einen Freudentaumel. FOTOS: KEYSTONE

Mit 14 arbeitete
Lula in einer
Kupferfabrik.
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Die Revolte der iranischen 
Jugend dauert schon fast 
drei Monate. Streikende 
Arbeitende und kritische 
Stimmen im Regime eilen 
ihr jetzt zu Hilfe. Wird die 
Revolte zur Revolution? 
Eine Einordnung.
OLIVER FAHRNI

Ein gewöhnlicher Morgen in der U-Bahn von Te-
heran. Dicht gedrängt warten Pendler auf den 
nächsten Zug. Plötzlich ruft eine Frau: «Tod dem 
Diktator! Tod dem Ayatollah Khamenei!» Andere 
Frauen und Männer stimmen ein, ein spontaner 
Sprechchor brandet auf. 

Khamenei, 83, dem da der Tod gewünscht 
wird, ist der Staatschef von Iran. Vor 33 Jahren 
hatte er Ayatollah Khomeini beerbt, den Grün-
der der Islamischen Republik. Das Handy-Video 
aus der Metro machte schnell die Runde. Eine 
befreundete Ärztin aus Isfahan hat es dem Au-
tor geschickt, zusammen mit einem Clip aus der 
Stadt Mashad. Er zeigt eine junge Frau mit we-
hender Mähne, die an eine Mauer schreibt: «Das 
ist keine Demonstration. Das ist eine Revolu-
tion!» Im Hintergrund tönt die persische Version 
von «Bella Ciao». Kommentar der Ärztin: «Ob es 
eine Revolution wird? Wir werden sehen. Aber 
alle hier spüren, dass diesmal etwas anders ist. 
Ein Bruch ist geschehen. Hinter diesen Oktober 
kann Iran nicht mehr zurück.»

VERHAFTUNGEN UND FOLTER
Seit mehr als sieben Wochen ist die iranische Ju-
gend im Aufruhr. Zornig, zu allem entschlossen. 
Sie will dieses Regime weghaben. Es ist die Re-
volte der «dritten Generation». 80 Prozent der 

knapp 89 Millionen Iranerinnen und Iraner sind 
nach der Revolution geboren. Noor, eine acht-
zehnjährige IT-Studentin der international re-
nommierten Sharif-Universität für Technologie 
in Teheran, weiss, wie man die Internet-Zensur 
technisch umgeht. In einem kurzen Videodialog 
fasst sie ihre Gefühlslage: «Vielleicht werde ich 
bei der nächsten Demonstration erschossen. 
Doch gehe ich nicht hin, ist mein Leben auch zu 
Ende. Dieses Regime hat uns jede Zukunft ge-
stohlen.» 

Junge Frauen wie Noor sind die Vorhut die-
ser Revolte. Mit dem Ruf «Frau, Leben, Freiheit» 
stellten sie sich in 70 Städten der Polizei entge-
gen. Frauen verbrennen öffentlich ihre Hijabs 
(Koptücher), Frauen schneiden sich vor laufen-
den Kameras die Haare ab, Schülerinnen reissen 
Khamenei-Bilder von der Wand und treiben 
 regimetreue Lehrer aus ihren Schulen. Was da 
geschieht, sagt die Poetin und politische Essay-
istin Fatemeh Shams, «dieser Mut, diese Vorstel-
lungskraft, die Stärke ihrer Ambition, über-
steigt die Vorstellung meiner Generation. Für 
uns wäre es undenkbar gewesen, Freudenfeuer 
mit unsern Kopftüchern anzuzünden.» Shams 
ist 39. 

SPEKTAKULÄRE AKTIONEN
Khamenei und der gewählte konservative Präsi-
dent Ebrahim Raisi reagieren mit extremer Bru-
talität. Polizei und Milizen prügeln, verhaften, 
schiessen mit Gummikugeln und scharfer Mu-
nition, dringen in Schulen, Unis und Spitäler 
ein. Mindestens 250 Menschen haben sie bereits 
umgebracht (vorsichtige Schätzung, Stand 
28. 10.). Tausende wurden verhaftet, Ungezählte 
sind «verschwunden». Als Mitte Oktober 400 ver-
haftete Demonstrierende wieder freikamen, be-
richteten sie von Folter und Vergewaltigungen. 

Unmittelbarer Auslöser der Revolte war die 
Ermordung der 22jährigen Kurdin Mahsa Amini 
durch die Sittenpolizei. Amini trug angeblich 

ihren Hijab nicht wie vorgeschrieben. Am 
16. September starb sie an schweren Kopfverlet-
zungen. Sofort brannte das iranische Kurdistan. 
In dieser Region kämpfen verschiedene Grup-
pen und Parteien für die Autonomie, teilweise 
militärisch und von den USA unterstützt. Die 
Strategie, regionale Konfl ikte zu schüren, soll 
Iran destabilisieren. 

In Kurdistan sind Repression und Diskrimi-
nierung durch das Regime seit Jahren besonders 
scharf. Diesmal aber blieb der Tod einer Kurdin 
keine kurdische Angelegenheit. Nach nur drei 

Tagen hatte der Protest bereits das ganze Land 
erfasst, sogar Städte wie Qom, wo die grossen 
theologischen Universitäten des schiitischen Is-
lam liegen, oder Mashad, das Zentrum der fi -
nanziell mächtigen religiösen Stiftungen. Seit-
her fl ammt die Revolte immer wieder neu auf, 
selten in Massendemonstrationen, meist in vie-
len kleineren, mobilen Flashmobs und anderen 
spektakulären Aktionen. Eine Gruppe, die sich 
«Alis Gerechtigkeit» nennt, hackte und kaperte 
das staatliche Fernsehen mit einer Protestein-
spielung («Khamenei hat Blut an den Händen»). 
In Teheran liefen Männer der Polizei entgegen, 
fi elen auf die Knie, rissen ihre Hemden auf und 
riefen: «Schiesst!»

STREIKWELLEN
Weil der Widerstand bisher keine politischen 
Strukturen und Führungsfi guren hervorge-
bracht hat, ist er für das Regime nur schwer zu 
packen. Zunehmend nervös beobachten die Be-
rater des Präsidenten und die mächtigen «Revo-
lutionsgarden», die längst ein Staat im Staat 

sind, wie die Bewegung breiter wird. Erst gingen 
die gewerkschaftlich gut organisierten Lehre-
rinnen und Lehrer in Streik. Sie hatten schon im 
Januar für bessere Löhne demonstriert. Basari, 
die eigentlich systemtreuen Händler des Basars, 
machten ihre Läden tageweise dicht. Busfah-
rerinnen, Trucker, Bauarbeiter, Ärztinnen und 
Ärzte folgten. Am 10. Oktober begannen die 
Streiks in der wirtschaftlich wichtigen Erdöl- 
und Gasindustrie (siehe Artikel unten links). Das 
waren starke Signale: Basari und streikende Öl-
arbeitende hatten 1979 den Sturz des feudalisti-
schen Schah-Regimes eingeleitet.

Genauer betrachtet sind die Arbeitskämpfe 
und Proteste in den vergangenen drei Jahren nie 
wirklich abgerissen. Immer stärkere Teile der 
iranischen Gesellschaft drängen auf einen 
 fundamentalen Systemwechsel. 300 Uni-Profes-
soren unterschrieben einen Protestaufruf, 
Sportlerinnen, Fussballer, Filmemacherinnen, 
Musiker wie der Protestrapper Salehi unterstüt-
zen den Aufstand. Und die Listen der Getöteten 
zeigen: Von Beginn weg hatten sich viele junge 
Männer dem Kampf der Frauen angeschlossen. 

SANKTIONEN TREFFEN DIE BEVÖLKERUNG
Kein Wunder. Die Jugendarbeitslosigkeit liegt 
bei 23 Prozent, die Armutsquote bei über 40 Pro-
zent. Unter der hohen Infl ation (43 Prozent der-
zeit) wächst sie rasch. Diese kritische soziale, 
wirtschaftliche und politische Lage ist zum ei-
nen den US-Sanktionen geschuldet, zum ande-
ren ist sie hausgemacht. 

Die amerikanische Blockadepolitik (mal of-
fen, mal maskiert führen die USA seit 43 Jahren 
Krieg gegen Iran) bindet das grosse Land mit sei-
nem enormen ökonomischen und kulturellen 
Potential immer wieder zurück. Sanktionen zie-
len auf die Bevölkerung, nie auf die Machtha-
ber, die in den offi ziellen Sanktionslisten ste-
hen. Die Oberschicht hat sich über die letzten 
Jahre enorm bereichert. Vor allem die Militärs – 

zuvorderst die Chefs der Revolutionsgarde – ha-
ben im Rahmen von Privatisierungen und 
Kriegswirtschaft die Kontrolle über weite Teile 
der Wirtschaft gekapert. Verschärft durch die 
rabiat neoliberale Politik der Regierung, verarm-
ten die breiten Mittelschichten, die nach dem 
Ende des irakischen Aggressionskrieges (1980 
bis 1988, 1 Million Tote) zu einigem Wohlstand 
gekommen waren. Ihr Abstieg hatte schon 2009 
die «Grüne Bewegung» ausgelöst, einen Auf-
stand dieser Mittelklasse. 

ESKALATION DURCH TRUMP
Das Verhältnis zum Westen prägt die innenpoli-
tischen Machtverhältnisse stark. Iran ist eine 
 Republik mit komplexen Regeln, (noch) keine 
Militärdiktatur wie Nachbar Pakistan und kein 
effi zient durchkontrollierter Einparteienstaat 
wie China. Phasen der Repression weichen regel-
mässig gesellschaftlichen Kompromissen. Seit 
1979 waren die Iranerinnen und Iraner 32 Mal 
an der Urne. Wirklich frei waren die Wahlen sel-
ten, doch regelmässig brachten sie auch Reform-
kräfte an die Macht. Wer etwa 2015, nach dem 
Abkommen über das iranische Atomprogramm, 
in Teheran war, erlebte rege öffentliche Debat-
ten und animiertes Kultur- und Gesellschaftsle-
ben. Die Sittenpolizei wagte sich nicht mehr aus 
ihren Kasernen, die Revolutionsgarden waren 
im Irak, in Syrien und Libanon mit dem Kampf 
gegen den Islamischen Staat beschäftigt. Doch 
2018 zerriss US-Präsident Donald Trump den 
Atomdeal, verschärfte die Sanktionen, die Euro-
päer kuschten, und zum Jahresbeginn 2020 liess 
Trump den militärischen Chefstrategen von 
Iran, General Ghassam Soleimani, umbringen. 
Sofort verhärtete sich das Teheraner Regime. 
2021 wurde Raisi gewählt, der Mann der reaktio-
närsten Fraktionen – bei historisch tiefer Stimm-
beteiligung. 

So hat sich eine brisante Mischung zusam-
mengebraut: Die Wirtschaftskrise, die soziale 

Krise, die US-Blockade und der beschleunigte 
Fall der Mittelklasse kommen mit der Revolte ei-
ner Jugend zusammen, die sehr gut ausgebildet 
ist, aber weder Jobs noch Lebensperspektiven 
fi ndet. Und dies alles unter einem Regime, das 
die Sittenpolizei wieder auf die Strassen schickt.

INNERER MACHTKAMPF
Kein Zufall, hat sich der Aufstand am Kopftuch 
entzündet. Alle autoritäre Ideologie, nicht nur 
in der islamischen Welt, ist um die Unterdrü-
ckung der Frau gebaut. Kriselt eine Herrschaft, 
dann erst recht. Staatschef Khamenei macht 
die Verhüllung der Haare zum einzigen, alles 
entscheidenden Streitpunkt. Er schwenkt den 
Fetzen Tuch wie eine Fahne. Irans Frauen 
täuscht er damit nicht mehr: «Lass mich mit 
dem Gerede vom Hijab in Ruhe!» sagte dieser 
Tage eine Soziologin und linke Feministin, «wir 
iranische Frauen stehen zuvorderst, weil wir 
heute besser ausgebildet und strukturiert sind 
als die Männer. Wir kämpfen um unsere 
Rechte. Aber was hier geschieht, ist nicht in ers-
ter Linie eine feministische Revolution, son-
dern der Aufstand einer ganzen Nation, quer 
durch alle Schichten, gegen ein korruptes Sys-
tem. Wir wollen leben.» Später schiebt sie per 
SMS nach: «Übrigens haben hier nicht mehr die 
Turbane das Sagen, sondern die Uniformmüt-
zen.» Also die Militärs.

Inzwischen melden sich immer mehr kriti-
sche Stimmen aus dem Innern der Macht, die 
bezweifeln, dass diese Krise mit Polizeigewalt 
gelöst werden könne. Sie mahnen Reformen an. 
Im Hintergrund zeichnet sich der Machtkampf 
um die Nachfolge des greisen, kranken Kha-
menei ab. Hossein Salami, Chef der Revolutions-
garde, die sich bisher nicht an der Unterdrü-
ckung der Revolte beteiligt hatte, meldete jetzt 
seine Ambitionen an in Form einer Drohung. 
Am 29. Oktober schrieb er: «Heute ist der letzte 
Tag, da Demonstrationen geduldet werden.» 

Irans Frauen legen das Kopftuch ab – doch es geht um noch viel mehr: 

«Frau, Leben, Freiheit!»

Was hier geschieht, ist nicht in
erster Linie eine feministische
Revolution, sondern der Aufstand
einer Nation.
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Irans Protestwelle hat längst 
auch Fabriken und Raffi nerien 
erreicht. Obwohl das Land kein 
Streikrecht kennt. 

JONAS KOMPOSCH

Über 1000 Streiks und mehr als 4000 
Arbeitsproteste seit 2018 – so lautet die 
letzte Bilanz von HRAI, einer irani-
schen Dokumentationsstelle für Men-
schenrechte. Sie beobachtet die Streik-
bewegungen im 86-Millionen-Land 
seit Jahren – und stellte schon im  April 
fest: Streiken liegt im Trend! Denn 
über drei Viertel der gezählten 1000 

Arbeitsnie-
derlegungen 
fanden erst 
ab 2021 statt. 
In diesen 
Zahlen noch 
nicht enthal-

ten sind die aktuellen Streiks. Über sie 
dringt nur wenig ins Ausland. Teheran 
zensiert die Medien massiv und hat 
überdies Netzwerke wie Youtube, 
Twitter und Facebook blockiert. Auch 
Messengerdienste wie Whatsapp sind 
gesperrt. Komplett dicht ist die Infor-
mationssperre aber nicht.

Als am 10. Oktober nach den Leh-
rerinnen und Lehrern auch Ölarbeiter 

zu streiken begannen, verbreiteten 
sich entsprechende Internetvideos im 
Nu. Etwa jenes vom petrochemischen 
Werk in Asalouyeh in Südiran: Zu se-
hen sind Hunderte Arbeiter, wie sie 
Strassensperren errichten und «Tod 
dem Diktator» rufen. Tags darauf 
tauchte ein neues Video auf: Strei-
kende Ölarbeiter in Abadan, der gröss-
ten Raffi nerie des Landes. Auch sie 
übernahmen eine Parole der protestie-
renden Jugend: «Es ist das Jahr des Blu-
tes. Khamenei wird gestürzt!»

200 ÖLARBEITER VERHAFTET. Mindes-
tens sechs weitere Grossbetriebe des 
Öl- und Gassektors schlossen sich an. 
Vor diesen Arbeitern fürchtet sich das 
Regime unter Staatschef Khamenei 
am meisten. Denn sie werken an sei-

ner Lebensader: Gas- und Ölexporte 
sind die Haupteinnahmequelle Tehe-
rans. Aber für Nervosität dürfte auch 
der Streik in einem der grössten Stahl-
werke gesorgt haben. Oder jener in der 
grössten Zuckerfabrik. Die meisten 
Streiks dauern aber offenbar nur kurz 
an. Das hat auch mit der misslichen 
Lage der Gewerkschaften zu tun.

Organisationsfreiheit existiert 
nicht in der Islamischen Republik, ein 
Streikrecht schon gar nicht. Vom Staat 
anerkannt werden nur sogenannt isla-
mische Räte. Darin haben nicht nur 
Arbeitende Einsitz, sondern auch 
Chefs und Staatsvertreter. Ziel ist die 
«Verbreitung der islamischen Kultur» 
und das Melden von «Betriebsstörun-
gen und unerwünschten Vorfällen». 
Ausserdem sollen Mitglieder das Prin-
zip der religiösen Führerschaft aner-
kennen. Dennoch konnten sich hie 
und da auch echte Gewerkschaften be-
haupten. Ihre Exponentinnen und Ex-
ponenten leben aber brandgefährlich. 
Sie riskieren Haft, Folter und sogar die 
Todesstrafe. Die aktuelle Streikbewe-
gung wollen die Mullahs jedenfalls im 
Keim ersticken. Laut der Londoner Zei-
tung «Iran International» hat die Poli-
zei bereits über 200 Streikende verhaf-
tet – kaum zufällig Ölarbeiter.

Die Unia hat fast 
100 Mitglieder aus Iran. 
Vom Mullah-Regime 
in der Heimat halten sie 
gar nichts. Trotzdem 
schliessen sich nicht 
alle der weltweiten 
 Protestwelle an. work 
hat nachgefragt.
JONAS KOMPOSCH

Der iranische Volksaufstand bewegt 
weltweit. In Berlin forderten 80 000 
Menschen den Sturz des Mullah-Regi-
mes. Auch in Bern, Zürich und Genf 
kommt es wöchentlich zu Demonstra-
tionen, seitdem iranische Sittenpoli-
zisten die junge Mahsa Amini zu Tode 
geprügelt haben. Organisiert werden 
die hiesigen Proteste von Menschen 
wie Siroos Kassraian (67). Der Berner 
war einst Lehrer und Künstler. Doch 
die Schergen des islamischen Revolu-
tionsführers Ayatollah Khomeini war-
fen ihn ins Gefängnis. Seine Galerie 
brannten sie nieder. Weil er ein be-
kannter Linker war. 1988 gelang Kass-
raian die Flucht in die Schweiz, wo er 
in einer Fleischfabrik Arbeit fand. 
Und Gewerkschafter wurde. Heute 
sagt er: «Es zerreisst mir fast das Herz!» 
Schon über vierzig Jahre dauere die 
Unterdrückung an. «Jetzt wird es von 
Tag zu Tag schlimmer!» Die Protestie-
renden in Iran bräuchten daher drin-
gend internationale Solidarität.

SPIONE TEHERANS
Wie Kassraian dürfte es den meisten 
seiner 5200 Landsleute in der Schweiz 
gehen. So zeigt eine work-Umfrage 
unter den fast 100 Unia-Mitgliedern 
mit iranischem Pass: Niemand der Be-
fragten unterstützt den ultrakonser-
vativen Präsidenten Ebrahim Raisi. 
Die Mehrheit der Befragten will sogar 
eine Revolution! Aber keinesfalls ein 
Zurück zur Monarchie, die in Iran 
erst 1979 gestürzt wurde (siehe Arti-
kel rechts), und erst recht keine aus-
ländische Militärintervention.

Einige der Befragten haben Sym-
pathien für die Proteste, glauben aber 
nicht an ihren Erfolg. Dazu gehört 
Grafi kerin Shima Najati* (39). Sie er-
klärt: «Die Regierung wird bis zum 
letzten Blutstropfen kämpfen lassen – 

ohne Rücksicht auf Verluste.» An den 
Protesten hat Najati sich bisher nicht 
beteiligt. Aber nicht aus Verzweifl ung, 
sondern aus Angst: «Der lange Arm Te-
herans reicht bis in die Schweiz. Wir 
werden alle überwacht», ist sie über-
zeugt. Schon vor Jahren habe die 
Schweizer Polizei sie vor iranischen 
Agenten gewarnt. Daher möchte sie ih-

ren echten Namen nicht in der Zei-
tung lesen. Ebenfalls anonym bleiben 
will Betreuerin Soha Mohammadi* 
(62). Denn bei ihr reissen die Bilder aus 
der Heimat alte Wunden auf. Als 
junge Frau kämpfte sie gegen die Mon-
archie des US-gestützten Schahs. Eines 
Tages stürmte der Geheimdienst ihre 
Wohnung. «Mein Mann wurde hinge-
richtet, mein Bruder mit Elektro-
schocks gefoltert.» Mohammadi sagt: 
«Heute ist es fast wie damals. Das 
macht mich fertig!» Zumal sie keine 
greifbare politische Alternative sehe. 

Skeptisch war zunächst auch 
Elektromonteur Raouf Arash* (46). 
Aber das ist vorbei: «Die Bewegung 

hat endlich zur Einheit gefunden!» 
freut er sich – und warnt zugleich: 
«Wenn wir diese Chance verpassen, 
schlägt die Regierung mit aller Härte 
zurück!» Er selbst sei primär als Netz-
aktivist tätig und sammle Spenden. 

DIE TYRANNEN ZITTERN
Buchhalterin Sheyma Qanbary (43) 
sieht es ähnlich: «Endlich haben wir 
wieder Hoffnung!» Massenproteste 
gebe es nämlich immer wieder in 
Iran. Doch zum ersten Mal seit vierzig 
Jahren seien Menschen aus allen 
Schichten, Ethnien und Regionen 
 zusammen auf der Strasse. Diese 
 Einschätzung teilt auch Lehrerin 
 Maryam Mabood* (39), allerdings mit 
einer Einschränkung. Es gebe näm-
lich durchaus eine Gruppe, die sich 
kaum an der Herrschaft religiöser 
Fundamentalisten störe: «Die Super-
reichen und die Kinder der Mullahs. 
Sie leben in Saus und Braus und geben 
damit sogar auf Instagram an!» Von 
den rigiden Gesetzen des Gottesstaats 
seien sie schlicht ausgenommen. Und 
auch die westlichen Sanktionen spür-
ten sie kaum – im Gegensatz zum Rest 
der Bevölkerung. Genau diese Un-
gleichheit macht auch Lüftungsmon-
teur Abbas Bakhtiari (52) rasend. Er 
sagt: «Die Terrorherrschaft muss weg!» 
Hat er keine Angst, so offen zu reden? 
«Nein!» schiesst es aus Bakhtiari her-
aus, es sei gerade andersrum: «Jetzt 
sind es die Tyrannen, die zittern!»

Iranerinnen und Iraner in der Schweiz:

Zwischen Angst und Aufbruch

So machen die Gewerkschaften Druck

Streik an Teherans Lebensader

REVOLTE: Unter Lebensgefahr und angeführt von Frauen versucht die iranische Jugend, die Fesseln zu sprengen. FOTO: DUKAS

SIROOS KASSRAIAN: Der Exil-Iraner und Unia-Mann organisiert die schweiz-
weiten Proteste gegen das Mullah-Regime mit. FOTO: RAIMOND LÜPPKEN

MODERNES ANTLITZ: Hochhäuser prägen das Stadtbild von Teheran.

Öl und Gas sind
die wichtigsten
Geldquellen
der Regierung.

FRIEDENSTAUBE: Der Atomstreit mit den USA ist auch im Alltag sichtbar.

MUTIGE ÖLARBEITER: Schon 2021 
streikten sie für mehr Lohn. FOTO: NIAC

JAMSESSION: Ein junger Musiker spielt vor einem Kaffee-Mobil in Teheran.

* Namen geändert

ETHNISCH VIELFÄLTIG: Iran bildet die Brücke zwischen Nahem Osten und 
indischem Subkontinent. Es bindet mit 89 Millionen Menschen viele Ethnien ein. 
Die iranischen Kurden ringen für eine autonome Region. GRAFIK: WORK

Der Aufstand in Iran bewegt auch in 
der Schweiz. Über zwanzig Mahn-
wachen und Proteste haben bereits 
stattgefunden, von St. Gallen bis 
Genf. Doch den Bundesrat lässt das 
kalt. Er will die EU-Sanktionen gegen 
das Teheraner Regime nicht über-
nehmen. Jetzt wird deshalb für eine 
landesweite Kundgebung mobilisiert:
Samstag, 5. November, 14.30 Uhr, 
Bundesplatz Bern.

NATIONALE DEMO IN BERN
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rosazukunft   Technik, Umwelt, Politik

Die deutsche Journalistin 
Ulrike Herrmann hat einen 
spannenden Polit-Bestseller 
geschrieben, in dem sie für 
einen staatlich gesteuerten 
Schrumpf-Kapitalismus
plädiert. Nach dem Vorbild 
Grossbritanniens während des 
Zweiten Weltkrieges. Diese 
Suppe ess’ ich lieber nicht.

In der Zeit der Wiederentdeckung 
des Marxismus galt für die bewegte 
Jugend der 1968er Jahre: Der Haupt-
widerspruch im Kapitalismus ist 
jener zwischen Arbeit und Kapital. 
Fast alle freuten sich damals auf die 
Entwicklung der Produktivkräfte, 
wenn die Fesseln des real existieren-
den Kapitalismus erst einmal 
gesprengt wären. Also auf die Ent-
wicklung aller technischen, organisa-
torischen und geistig-wissenschaft-
lichen Ressourcen, die der 
Gesellschaft zur Produktion von 
Gütern und Dienstleistungen zur 
Verfügung stehen. Am Wachstum, 
das allen zugute kommen sollte, 
zweifelten nur wenige. Inzwischen 
wissen auch die Optimistinnen und 
Optimisten unter uns, dass alles 
komplizierter war und bleibt. 

SCHRUMPFWIRTSCHAFT. Die deutsche 
taz-Redaktorin und Publizistin Ulrike 
Herrmann hat nun einen Bestseller 
zum Thema geschrieben. Titel: «Das 
Ende des Kapitalismus». Ihre These: 
Nachhaltiges Wachstum sei eine 
Illusion. Das könne nicht funktionie-

ren. Die Wirtschaft müsse schrump-
fen. Konkreter: Wir müssten das 
Fliegen verbieten. Denn synthetische 
Kraftstoffe lösten das Problem nicht. 
Weil die Kondensstreifen bleiben 
würden. 

Wenn es nach Herrmann geht, 
dürfen wir keine neuen Häuser mehr 
bauen. Stattdessen müssen wir den 
bestehenden Baubestand renovieren. 
Autos braucht es ihrer Meinung nach 
auch nicht. Und Velos würden es 
ebenfalls nicht bringen, weil mehr 
Velos nicht zu weniger Autos führten. 
Herrmann fordert, dass wir uns alle 
nur noch zu Fuss, mit dem Bus oder 
der Bahn bewegen.

Herrmanns Vorbild ist die briti-
sche Wirtschaft im Zweiten Welt-
krieg. Sie verwaltete die Mangelsitua-
tion dank Planwirtschaft in und mit 
dem Kapitalismus halbwegs zufrie-
denstellend. Mann und Frau könnten 
auch mit weniger glücklicher, da 
stressfreier leben, so Hermann. Wir 
alle, auch die Grünen unter uns, 
würden die Welt mit der Forderung 
nach qualitativem Wachstum ins 
ökologische Verderben stürzen. Es 
fehle bis heute an Ökonominnen und 
Ökonomen, die diesen vom Wachs-
tum entkernten Kapitalismus kon-
zeptionell entwerfen würden. Alles 
somit ganz anders, als in dieser 

Rosa-Zukunft-Rubrik immer wieder 
postuliert wird. Am meisten lernen 
wir bekanntlich von jenen, die 
andere Positionen vertreten. Also von 
unseren Kritikerinnen und Kritikern. 
Besonders, wenn diese – wie Ulrike 
Herrmann – äusserst faktenreich 
argumentieren.

Antithese 1: Herrmann hat recht. 
Wir können uns nicht Zeit lassen bis 
2045 oder 2050, um in Sachen 
 CO2-Ausstoss das Ziel Netto-null zu 
erreichen. Dieses müsste – wenn 
schon, dann schon – innert zehn 
Jahren erreicht werden. 

Antithese 2: Elektroautos brau-
chen viel mehr Metalle, Lithium und 
seltene Erden als Verbrenner von 
Benzin und Diesel. Deshalb bräuchte 
die Schweiz auch nicht 4 Millionen 
Autos, die während 23 Stunden 
ungenutzt herumstehen. 400 000 
autonom gesteuerte fahrbare Unter-
sätze würden reichen. Wenn es bei 
den Batterien nicht bald zu einem 
Durchbruch kommt, müssen die 
Autos vielleicht laufend mittels in die 
Strassen zu verlegender Elektro-
spulen aufgeladen werden.

Antithese 3: Unsere bestehenden 
Speicherseen sind Batterien, in denen 
wir 8 Milliarden Kilowattstunden 
speichern können. Dazu kommen die 
beiden modernsten Pumpspeicher-
werke Europas Linth-Limmern im 
Glarner Hinterland (siehe Seite 18) 
und Nant de Drance in den Walliser 
Alpen. Und vielleicht stehen uns 
dank Speichern, die Sand, Schotter 
oder Kalk auf über 1000 Grad erhit-
zen, nächstens weitere metallfreie 

Wärme- und Stromspeicher zu Ver-
fügung.

Antithese 4: Es ist vermutlich 
sinnvoller, den weitgehend verlotter-
ten Schweizer Gebäudebestand 
zumindest teilweise abzubrechen 
und durch Plus-Energiebauten der 
nächsten Generation zu ersetzen. 
Anstatt zu viel in das Retrofi tten der 
Gebäude zu stecken.

Keine Antithese: Das mit dem 
Fliegen über mittlere und längere 
Distanzen ist leider ein Problem mit 
bisher keiner Lösung. Vielleicht 
werden wir den Marsch zurück zu 
Propellermaschinen antreten müs-
sen, die ihrerseits von Wasserstoff-
Brennstoffzellen angetrieben werden.

Ulrike Herrmann: Das 
Ende des Kapitalis-
mus. Warum Wachs-
tum und Klimaschutz 
nicht vereinbar sind – 
und wie wir in Zukunft 
leben werden. 352 
Seiten. Kiepenheuer 
& Witsch. September 
2022.

Nachhaltiges Wachstum: Das Ende des Kapitalismus?

UMSTRITTENE THESE: Autorin Ulrike Herrmann fi ndet, dass nachhaltiges Wachstum 
eine Illusion sei – und auch mehr Velofahren nichts bringe. FOTO: IMAGO

LINKS ZUM THEMA:
 rebrand.ly/herrmann-buch 
Hier stellt die deutsche Publizistin Ulrike 
Herrmann ihren neuen Bestseller vor.

 Sie fi nden alle Links direkt zum 
An klicken auf der work-Website unter der 
Rubrik «rosazukunft»: 
www.workzeitung.ch

+++ 1 Jahr work für 36 Franken +++ www.workzeitung.ch +++
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«Der Respekt 
kommt wieder»
Yelines Hofer und 
Kurt Wyssbrod haben 

den neuen Maler-GAV 

mitverhandelt. Seite 3

Rechsteiner 
zieht Bilanz
Der langjährige SGB-

Chef tritt auch als 
SP-Ständerat zurück. 

Das Interview. Seite 7

Essen geht ins

Geld
Wer den ganzen Tag
arbeitet, kommt ums 
Auswärtsessen nicht 

herum. Das ist ein 
grosser Budgetposten. 

work weiss, wie er ein 

bisschen kleiner wird. 
Seiten 14 – 15

 Tobler: Die wilden frühen Jahre und das Ende der Swissness. Seiten 10 – 11

Meister, 
es längt!

Die Baumeister stellen sich stur. 

Die Büezer haben genug!       Seite 5

Bauleute sind streikbereit:

 Tobler: Die wilden frühen Jahre und das Ende der Swissness.

 Tobler:  Tobler: Die wilden frühen Jahre und das Ende der Swissness.

INSERAT

Für Arbeitende und 
Aufbauende.
Gegen Abbauer und 
Abzocker.

 work sagt, was ist. Am Puls der Zeit.

 work – die Zeitung zur Arbeit 
 für die Arbeitenden. 
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Das Arbeitsvolumen, also das Total 
aller geleisteten Arbeitsstunden, 
nahm in der Schweiz im letzten Jahr 
wieder deutlich zu. 2021 wurden 
7,8 Milliarden bezahlte Arbeitsstun-
den geleistet, ein Plus von 2,5 Pro-
zent gegenüber dem Vorjahr. Aller-
dings wurde damit noch nicht ganz 
wieder der Stand von vor der Pan-
demie erreicht. Im ersten Pandemie-
jahr 2020 gingen die geleisteten 
 bezahlten Arbeitsstunden nämlich 
stark zurück. Dies vor allem wegen 
der nötigen Kurzarbeit und anderer, 
krankheitsbedingter Absenzen. 

MEHR CARE-ARBEIT. Die Zahl der un-
bezahlten Arbeitsstunden – also der 
Haus-, Familien- und Freiwilligen-
arbeit – erreichte im Pandemiejahr 
2020 hingegen mit 9,8 Milliarden 
Stunden einen neuen Höchststand. 
Dies ist nicht verwunderlich, muss-
ten doch in der Pandemie nicht nur 
im Gesundheitssektor, sondern auch 
innerhalb der Familie mehr Men-
schen gepfl egt und betreut werden. 
Laut Schätzungen ist diese Zahl 
2021 ähnlich hoch geblieben (siehe 

Grafi k). Demnach werden in der 
Schweiz pro Jahr rund 2 Milliarden 
Stunden mehr unbezahlte als be-
zahlte Arbeit geleistet.

GESCHLECHTERGRABEN. In den letz-
ten 20 Jahren zeigt die Entwicklung 
des Arbeitsvolumens eine deutliche 
Zunahme der bezahlten Arbeit, trotz 
einem geringen, aber kontinuier-
lichen Rückgang der Wochen- bzw. 
Jahresarbeitszeit. Zurückzuführen ist 
das vor allem auf eine Zunahme der 
Frauenerwerbstätigkeit und auf die 
Zuwanderung von Erwerbstätigen. 
Bemerkenswert ist aber auch hier 
der Vergleich zwischen bezahlter und 
unbezahlter Arbeit: Das Volumen der 
unbezahlten Arbeit ist seit der Jahr-
tausendwende viel stärker angestie-
gen als dasjenige der bezahlten 
 Arbeit. Nämlich um über 22 Prozent 
gegenüber gut 13 Prozent bei der 
 bezahlten Arbeit. 
Mit 5,9 Milliarden Stunden leisten 
Frauen einen viel grösseren Anteil 
der unbezahlten Arbeit als Männer 
(3,9 Milliarden Stunden), auch wenn 
ihr Anteil sich in den letzten 20 Jah-

ren leicht erhöht hat. Auch bei der 
Gesamtzahl aller geleisteten Arbeits-
stunden liegen die Frauen mit fast 
9 Milliarden Stunden gegenüber den 
Männern mit rund 8,7 Milliarden 
Stunden vorne. Sicher ist: Ohne die 
unbezahlte Familien- und Hausarbeit 

würde wohl gar nichts mehr gehen. 
Sie ist unentbehrlich für das Funktio-
nieren unserer Wirtschaft, unserer 
Gesellschaft und für unseren Wohl-
stand.

Hans Baumann ist Ökonom und Publizist.
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STEIGENDES ARBEITSVOLUMEN: FRAUEN LEISTEN AM MEISTEN
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Marxismus

Roter Spuk 
an Unis
Lustig ist der «Nebelspalter» längst 
nicht mehr. Denn konservative Ei-
ferer haben das einstige Satireheft 
gekauft und zum rechten Mei-
nungsblog verhunzt. Doch jüngst 
sorgte der «Nebi» wieder für La-
cher: «Radikale Marxisten» würden 
die Schweizer Universitäten unter-
wandern! «Kommunistisch ge-
sinnte Geister» missbrauchten 
frech die heiligen Hallen der Wis-
senschaft. Nicht einmal vor «Auf-
wiegelung zu Aufständen» schreck-
ten die Studis zurück. Der Beweis: 
ein unbewilligtes Plakat, das an der 
Uni Bern für die «Marxistische 
Herbstschule» wirbt. Hinter diesem 
Verbrechen steckt «Der Funke», 
eine trotzkistische Gruppe, die sich 
als «marxistische Strömung in Juso 
und Gewerkschaften» versteht. 
Doch wie heiss ist der Funke wirk-
lich? Wer’s wissen will, besucht die 
«Herbstschule» am besten selbst. 
Brennende Fragen und hitzige Dis-
kussionen sind garantiert. Aber 
Achtung vor roten Gespenstern!

Marxistische Herbstschule, 5. und 
6. November, Bern Bethlehem. Pro-
gramm unter: rebrand.ly/herbst2022

Neuer «Widerspruch»

Und nie
vergessen!
Soll man den Sklaverei-Profi teur 
Alfred Escher vom Sockel stossen? 
Was steckt hinter dem Märtyrer-
kult der Rojava-Revolution? War-
um ist es wichtig, Femizid-Opfer 
beim Namen zu nennen? Und 
 weshalb fordern Saisonnierstatut- 
Betroffene jetzt eine Entschuldi-
gung der Schweiz? Zu all dem lie-
fert die neue Ausgabe des «Wider-
spruchs» Antworten und wichtige 
Denkanstösse. Denn die Debatten-
zeitschrift der Schweizer Linken 
widmet sich diesmal ganz der Er-
innerungspolitik, einem hart um-
kämpften Themenfeld. Schliess-
lich ist unser kollektives Gedächt-
nis eine hochpolitische Sache. 
Und das Vergessen erst recht!

Widerspruch – 
Beiträge zu 
sozialistischer 
Politik, Heft 79, 
Erinnern für 
Gegenwart und 
Zukunft, Rot-
punktverlag, 
Zürich 2022. 
Das 224 Seiten 
starke Heft von 
31 Autorinnen 

und Autoren gibt’s für 25 Franken bei 
www.widerspruch.ch.

Länderindex

Mordmotiv 
Gewerkschaft 
Immer mehr Gewalt in immer 
mehr Ländern. So lässt sich die 
zentrale Erkenntnis des neuen Län-
derindexes des Internationalen Ge-
werkschaftsbundes (IGB) zusam-
menfassen. Der Bericht analysiert 
jährlich, wie es um die Rechte der 
arbeitenden Bevölkerung weltweit 
steht. Die Tendenz zeigt deutlich 
nach unten: In 74 Prozent  aller 
Länder wird den Lohnabhängigen 
das Menschenrecht auf die Grün-
dung einer  Gewerkschaft und den 
Beitritt dazu verwehrt. In 13 Län-
dern wurden Gewerkschafterin-
nen und Gewerkschafter sogar 
 gezielt ermordet. Und damit in sie-
ben Ländern mehr als noch 2021. 
Wo es am schlimmsten ist und war-
um, zeigt der IGB jetzt auch mit ei-
ner detaillierten Onlinekarte.
Länderindex und Karte zu Gewerk-
schaftsrechten auf: rebrand.ly/IGB2022

Hans Baumann

Historikerin enthüllt dunkles Kapitel über die Ems-Chemie: 

Nylon, Napalm, Nazi-Freunde
Die Firmengeschichte der 
Ems-Chemie gleicht einem 
Krimi. Historikerin Regula 
Bochslers Buch deckt gut
behütete Geheimnisse auf.
DARIJA KNEŽEVIĆ

Gefälschte Pässe, Spionage, geschmierte Beamte 
und Nazis als Berater. Was wie ein spannender 
Krimi klingt, gehört zur Firmenhistorie der Ems-
Chemie. Die Historikerin und Journalistin Regula 
Bochsler arbeitet in ihrem neu erschienenen Buch 
«Nylon und Napalm» die Geschäfte der Ems-Che-
mie auf, die heute dem Blocher-Clan gehört. Die 
aufwendige Recherche zeigt: Familie Blochers 
Goldgrube ist mehr braun als goldig.

In ihrer vierjährigen Recherche gelang es 
Bochsler, brisante Informationen zum Konzern 

 herauszufi nden, jedoch 
ohne das Firmenarchiv 
der Ems-Chemie jemals 
betreten zu haben. Der 
Zugang zum Ems-Archiv 
blieb Bochsler auch nach 
mehrmaligen Anfragen 

verwehrt. Auch das zweistündige Gespräch mit 
SVP-Doyen Christoph Blocher war laut Autorin er-
nüchternd. Der Altbundesrat und ehemalige Chef 
des Chemiewerks stellte sich ahnungslos und wet-
terte lieber über linke Historiker.

DIE NAZIS
Wie work bereits berichtete (rebrand.ly/sauchaibe) 
waren Chemiker aus dem nationalsozialistischen 
Deutschland in den Anfängen der Ems-Chemie wich-
tige Drahtzieher. Namentlich die zwei Top-Chemiker 
Johann Giesen und Friedrich Kadgien. Beide waren 
bei der I. G. Farben tätig, einem Nazi-vertrauten Be-
trieb, der im Werk bei Auschwitz KZ-Gefangene 
 unter brutalsten Bedingungen und bis zum Tod zur 
Arbeit zwang. Der Aufenthalt von Oswalds Nazi-
Freunden in der Schweiz wurde auch fragwürdig ab-
gewickelt, nämlich mit der Bestechung von Beam-
ten und engen Verfl echtungen mit hochrangigen 
 Politikern, wie das Buch von Bochsler aufdeckt.

Kurz nach der Gründung der Holzverzucke-
rungs- AG im Jahr 1936, so der frühere Firmenname 
der Ems-Chemie, pfl egte der Gründer Werner Os-
wald Kontakt zu Hitlerdeutschland. Nach dem Ende 
des Zweiten Weltkrieges holte er sich neben den 
Top-Chemikern auch Ernst Fischer als Berater zur 
Seite, einen engen Vertrauten Hermann Görings, 
des Oberbefehlshabers  der Nazi-Luftwaffe. Mit dem 
Ende des Zweiten Weltkriegs musste sich die Holz-
verzuckerungs-AG, kurz Hovag, neu orientieren. Bis 
 dahin produzierte das Chemiewerk das «Emser 
 Wasser», eine gestreckte Benzinvariante, die von der 
öffentlichen Hand fi nanziert wurde. Dabei wurde 
dem Benzin Alkohol aus Holz beigefügt. Während 
des Kriegs war die Schweiz darauf angewiesen. 
Doch nun lief der Treibstoffi mport wieder an. 

DAS NAPALM
Mit den Chemikern aus Nazideutschland tüftelte 
Oswald daher an neuen Geschäftszweigen. Auch 
Spionage verhalf ihnen zu neuen Ideen. Auf die-
sem Weg kam die Nylonproduktion nach Ems. 
Doch bald öffnete sich ein noch lukrativerer Ge-
schäftszweig: die Waffenproduktion. 

Im Koreakrieg (von 1950 bis 1953) wurde eine 
neue und äusserst tödliche Waffe eingesetzt: Na-
palm. Die mit Napalm angereicherten Bomben und 
Flammenwerfer töteten im Koreakrieg Millionen 
Menschen. Das schreckte Hovag-Chef Oswald nicht 
ab, ins Waffengeschäft einzusteigen. Mit seinem 

Chemiewerk waren alle Voraussetzungen geschaf-
fen, um Napalm zu produzieren. Auch der Bund 
lenkte ein und gewährte der Firma einen Rüstungs-
kredit. Mit Hilfe ihrer Chemiker gelang es der  Hovag 
innert kurzer Zeit, Napalm zu produzieren oder, 
wie sie es wegen einer geheimen Rezeptur nannten: 
Opalm. Von diesen Projekten will Christoph Blocher 
erst 2020 erfahren haben, wie er Historikerin Regula 
Bochsler im Gespräch sagte. 

DIE NEUGIER
Auf über 500 Seiten deckt die Historikerin noch 
viele weitere, teilweise fast unglaubliche Geschich-
ten auf. Was jedoch bereits im Vorwort klar wird: 
Die Geheimnistuerei von Werner Oswald war 
keine mysteriöse Charaktereigenschaft eines tüch-
tigen Geschäftsmannes, sondern taktisch und ein-
zig für sein Eigenwohl. Denn an den Händen des 
Gründers klebte Blut. 

Das Buch «Nylon und Napalm» hat das Poten-
tial, alle in den Lesebann zu ziehen – egal ob man 
sich für Politik, Geschichte oder Chemie interes-
siert. Auch passionierten Krimileserinnen und 
 -lesern wird dieses Buch gefallen. Denn die Firmen-
geschichte der Ems-Chemie bietet das ganze Pro-
gramm, übermächtige Bösewichte inklusive. 

Regula Bochsler: Nylon und Napalm. Die Geschäfte der 
Emser Werke und ihres Gründers Werner Oswald. Verlag 
Hier und Jetzt, Baden 2022, ca. Fr. 50.–.

RAUCHENDE SCHORNSTEINE: Die Hovag-Fabrik um 1955. Hier produzierte die Vorgängerin der heutigen 
Ems-Chemie während des Koreakriegs Napalm nach eigener Rezeptur, Opalm genannt. FOTO: ETH-BIBLIOTHEK ZÜRICH

Mit Geld vom
Bund stellte die
Chemiefabrik
Napalm her.
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Regula Bochsler: Autorin 
und Rechercheurin

Regula Bochsler, geboren 1958 in 
 Zürich, ist Schweizer Historikerin. Nach 
ihrer Dissertation in allgemeiner 
Geschichte arbeitete sie viele Jahre als 
Journalistin bei SRF. Heute ist sie freie 
Autorin, Historikerin und Künstlerin. 

Für 2019 und 2021 gibt es keine Daten für die unbezahlte Arbeit, 
deshalb eigene Schätzung. 
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Stimmung gut, Luft verschmutzt:    Was Sie jetzt über Kerzen wissen sollten 

Warmes Herz? Ja.   Warme Füsse? Nein.
Auch in der gebundenen 
Vorsorge sind die Spar-
zinsen zurzeit tief. Dank 
Steuerersparnis – und zum 
Alterssparen – lohnt sie 
sich trotzdem.

Was Sie dieses Jahr in die gebun-
dene Vorsorge einzahlen, senkt 
nächstes Jahr Ihre Steuern. Als 
Angestellte können Sie Einzah-
lungen bis maximal 6883 Fran-
ken von Ihrem Einkommen ab-
ziehen. Einige Tipps, was Sie bei 
der Einzahlung in die 3 a-Säule 
beachten sollten:
 Bezahlen Sie jedes Jahr etwas 
ein, aber nur so viel, wie Sie 
langfristig nicht brauchen. 
Denn vor Alter 60 können Sie 
auf dieses Geld nur zugreifen, 
wenn Sie damit Wohneigentum 
finanzieren, in die Pensions-
kasse einzahlen, sich selbstän-
dig machen oder auswandern. 

 Tätigen Sie Einzahlungen 
rechtzeitig im alten Jahr – am 
besten vor dem 15. Dezember. 
 Steigt der Kontostand auf ei-
nem Konto gegen 50 000 Fran-
ken, eröffnen Sie für die weite-
ren Einzahlungen ein neues 
Konto. So können Sie die Gelder 
später gestaffelt beziehen. Denn 
beim Bezug der gesparten Be-
träge wird eine Auszahlungs-
steuer fällig, die progressiv 
wächst: Beziehen Sie 100 000 
Franken aufs Mal, bezahlen Sie 
in Aarau zum Beispiel 3500 Fran-
ken Steuern, beim Bezug von je 
50 000 Franken in zwei Jahren 
nur zweimal 1100 Franken.
 Sie können Ihr Konto-3 a-Gut-
haben jederzeit kostenlos zu ei-
ner anderen Bank transferieren, 
wenn Sie dort von einem hö-
heren Zins profitieren. Einen 
 Zinsvergleich finden Sie hier: 
 rebrand.ly/vorsorgezins. (jk)

Private Vorsorge in der Säule 3 a

Gut gespart
RESTE VERWERTEN

SELBER 
GIESSEN
Statt Kerzenreste fort
zuwerfen, können Sie 
diese sammeln und 
neue Kerzen daraus 
gies sen. Achten Sie 
beim Kauf der Dochte 
darauf, die richtige 
 Dicke zu wählen: je 
grös ser der Kerzen
umfang, desto dicker 
soll der Docht sein. 
Dochte sind in Bastel
läden und Baumärkten 
erhältlich, Anleitungen 
finden Sie im Internet. 
Hier jene der Firma 
Hongler Kerzen aus Alt
stätten SG: rebrand.ly/
kerzengiessen.

Praktikum: Wie 
hoch ist das Taggeld 
bei einem Unfall?
Mein 16jähriger Sohn überlegt sich, 
die Lehre zum Fachmann Betreuung 
zu machen. Dafür macht er derzeit 
ein Praktikum in einer Kita im Kanton 
Bern. Dort verdient er 800 Franken 
pro Monat. Kürzlich hatte er einen 
Unfall und war den ganzen Septem
ber arbeitsunfähig. Nun ist die Lohn
abrechnung gekommen. Dort steht, 
dass unser Sohn 974.90 Franken Un
falltaggelder erhalte. Also einen Be
trag, der höher ist als der Lohn. Ich 
dachte aber, die Unfallversicherung 
zahle nur 80 Prozent des Lohnes. 
Muss mein Sohn dem Arbeitgeber 
nun etwas zurückbezahlen?

MYRIAM MUFF: Nein. Es stimmt zwar, 
dass das Taggeld laut Gesetz 80 Pro
zent des versicherten Verdienstes be
trägt. Für Praktikantinnen und Prakti
kanten gilt jedoch eine Spezialbestim
mung. Ihnen wird vor Vollendung des 
20. Altersjahrs mindestens 10 Prozent 
des Höchstbetrages des versicherten 
Tagesverdienstes und davon wieder
um 80 Prozent als Unfalltaggeld aus
bezahlt. Der Höchstbetrag des ver
sicherten Verdienstes liegt laut Ge
setz bei 148 200 Franken im Jahr bzw. 
406 Franken pro Tag. Für Ihren 16jäh
rigen Sohn ergibt dies nach obiger Be
rechnung ein Taggeld von 32.48 Fran
ken. Da der September 30 Tage hat, 
hat ihr Sohn deshalb zu Recht 974.40 
Franken erhalten. Zurückbezahlen 
muss er nichts.
Damit ist aber auch gleich gesagt, 
dass der Praktikumslohn Ihres Soh
nes sehr tief ist. Immerhin gibt es 
heutzutage in mehreren Kantonen 
 Regelungen, die verbieten, dass Prak
tikantinnen und Praktikanten beliebig 
lange zu Tiefstlöhnen angestellt wer
den. Im Kanton Bern zum Beispiel. 
Hier gilt: Hat Ihr Sohn eine Zusage für 
eine Lehre, darf das Praktikum maxi
mal ein Jahr dauern. Ansonsten maxi
mal 6 Monate. Danach gilt ein 
 Monatslohn für Ungelernte von min
destens 3000 Franken. Diese Rege
lung kann allerdings je nach Kanton 
anders ausfallen.

Haftung: Darf der 
Chef einen Schaden 
vom Lohn abziehen?
Mein Chef hat mir 200 Franken vom 
Lohn abgezogen, weil die Gästegrup
pe, die ich als Serviceangestellte im 
Restaurant bedient habe, ihre Geträn
ke nicht bezahlt hat. Nachdem die 
Gäste über eineinhalb Stunden auf ihr 
Essen hatten warten müssen, verlies
sen sie das Lokal, ohne zu bezahlen. 
Ich bin mir keiner Schuld bewusst, da 
ich die Gruppe immer wieder vertrös
tet und mich um sie gekümmert 
habe. Darf mir mein Chef deshalb das 
Geld einfach vom Lohn abziehen?

MYRIAM MUFF: Nein. Die Haftung der 
Arbeitnehmenden ist in Art. 321 e OR 
geregelt. Sie basiert auf vier Säulen, 
die alle gegeben sein müssen, damit 
eine Haftung überhaupt in Frage 
kommt. Fehlt auch nur eine davon, ist 
eine Haftung von vornherein ausge
schlossen. Diese vier Säulen der Haf
tung sind: 
1. das Vorliegen einer Vertragsverlet
zung (durch den Arbeitnehmer),
2. das Vorliegen eines Schadens, 
3. der Zusammenhang zwischen Ver
tragsverletzung und Schaden
4. sowie ein Verschulden des Arbeit
nehmers (fahrlässiges oder vorsätz
liches Verhalten des Angestellten). 
Im konkreten Fall dürfte Ihr Arbeit
geber nicht beweisen können, dass 
die Gästegruppe das Restaurant ver
lassen hat, weil Sie Ihre arbeitsrechtli
chen Pflichten verletzt haben. Ihr Chef 
darf Ihnen die nicht bezahlten Getränke 
somit auch nicht vom Lohn abziehen.

So surfen Sie sicherer und 
ohne lästige Werbung

PRIVATSPHÄRE: Kleine Zusatzprogramme zu Internetbrowsern verhindern, dass Ihre Web-Reisen 
durch Dritte beobachtet und zu Werbezwecken verwendet werden. FOTO: PD

Gute Nachricht: Die 
Datenkrake Google lässt 
sich austricksen.

Dieser Text stammt aus der Zeitschrift für Konsumentenschutz «Saldo». 

Mit den richtigen Zusatzprogrammen wird Ihr Internet-
browser sicherer und benutzerfreundlicher. Je nach Browser 
heissen sie «Erweiterungen» oder «Add-ons». Surfen Sie mit 
Firefox oder Chrome, sind folgende kostenlose Add-ons für 
Sie nützlich:

uBlock Origin. Die umfangreiche Erweiterung blockiert Wer-
bung. Daneben schützt sie auch vor Datenspionen wie Tra-
ckern, die Ihr Verhalten im Internet verfolgen, und vor Inter-
netseiten mit Schadprogrammen. Sehr empfehlenswert, um 
die Privatsphäre zu schützen. 

I don’t care about cookies. Surft man auf eine Website, 
erscheint meist eine Meldung zu Cookies. Es ist lästig, diese 
Meldung immer wieder wegklicken zu müssen. Die Erweite-
rung übernimmt diese Arbeit, lehnt die Cookies ab oder 
erlaubt nur die absolut notwendigen.

Startpage Privatsphäre-Schutz. Die Suchmaschine Google wird 
am häufigsten benutzt. Doch Google sammelt alle zugängli-
chen persönlichen Daten und speichert 
sie. Eine Alternative dazu ist das Add-on 
Startpage. Damit sucht man zwar auch 
via Google – jedoch anonym. Das heisst: 
Google kann die Suchanfragen keiner Person zuordnen. 
Die Erweiterung setzt automatisch Startpage als Standard-
suchmaschine fest. Zudem blockiert sie Spionage-Tracker 
und Cookies. Falls Websites deswegen nicht mehr normal 
funktionieren, können Sie die Blockade für jede Internet-
seite einzeln ausschalten. MARC MAIRNOACK

tipp im work

So ein Kerzenflämmchen 
stimmt heiter. Aber ist eine 
Kerze ökologisch korrekt? 
Kann man damit kochen? 
Und heizen, wenn kein 
Strom mehr kommt? work 
setzt Ihnen ein Licht auf.
MARTIN JAKOB

Wird’s draussen winterlich, 
schiessen die Kerzenverkäufe 
durch die Decke. Zaubern wir 
doch ein bisschen Besinnlich-
keit in die gute Stube! Aber, 
wie’s halt ist, wenn man ge-
nauer hinschaut: wo Kerzen-
licht ist, ist auch Schatten.

ERDÖL, PALMÖL, WACHS. Eine 
Kerze besteht aus dem Brenn-
stoffmantel und einem Docht. 
Der Docht ist meistens aus 
Baumwolle. Als Brennstoff ver-
wenden die industriellen Her-

steller Paraffin (ein Nebenpro-
dukt, das beim Raffinieren von 
Erdöl entsteht), Stearin (ein 
Pflanzenöl, zur Hauptsache 
Palmöl) oder ein Gemisch die-
ser Stoffe. Hinzu kommen je 
nachdem Farbstoffe und Duft-
öle. Die Kerze aus Bienenwachs 
ist die teure Luxusvariante und 
das Wachs zwar ein Naturpro-
dukt, aber zu 99 Prozent auf 
langen Wegen importiert, über-
wiegend aus China. Die um-
welttechnisch sauberste Weste 
haben Bio-Kerzen ohne Paraf-
fin, die aus pflanzlichen Ölen 
wie Soya oder Raps hergestellt 
werden, aber ohne Palmöl. 

TIPP Beachten Sie beim Kauf die 
Inhaltsstoffe und bevorzugen Sie 
Kerzen, die aus Ölen aus nachhalti
gem Anbau (Soya, Raps, Palmöl  mit 
entsprechendem Nachweis) her
gestellt sind.

VIEL FEINSTAUB. Kerzen heben 
vielleicht die Stimmung. Sicher 
aber erhöhen sie den Schad-
stoffgehalt der Raumluft. Er-

gebnisse aus dem Labor der 
 Eidgenössischen Materialprü-
fungsstelle EMPA in Dübendorf: 
Nach einer Stunde Brennzeit 
liegt der Feinstaubgehalt in der 
Luft bei rund 35 Mikrogramm 
pro Kubikmeter, fast doppelt so 
hoch wie in der Schweizer 
Stadtluft. Flackert die Kerze, 
weil sie im Durchzug steht oder 
der Docht zu lang ist, liegt die 
Feinstaubkonzentration sogar 
mehr als dreimal höher als in 
der normal verschmutzten 
Stadtluft. Zudem sind die Fein-

staubpartikeln der Kerze ex-
trem klein und leicht, halten 
sich deshalb lange in der Luft 
und können tief in die Lunge 
eindringen. Etwa so schädlich 
wie Tabakrauch, sagen die Fach-
leute. 

TIPP Vermeiden Sie beim Abbrennen 
von Kerzen Zugluft, schneiden Sie 
den Docht auf maximal 1 Zentimeter 
zurück, und lüften Sie nach dem 
Auslöschen der Kerze.

WENIG ENERGIE. Soll man Ker-
zen bunkern, um im Notfall 
 damit heizen und kochen zu 
können? Theoretisch ist das 
möglich. Kerzen geben schliess-
lich Wärme ab. Aber die Heiz-
leistung ist bescheiden. Sie er-
reicht bei einem Teelicht etwa 
40 Watt. Um einen Raum auf 20 
Grad zu erwärmen, benötigen 

Sie aber etwa 75 Watt – pro Qua-
dratmeter! In einem Raum von 
20 Quadratmetern wären das 
dann 1500 Watt oder 37,5 Tee-
lichter. Und nach einer Stunde 
reissen Sie alle Fenster auf, um 
die Luft zu waschen. 

Zwar bieten verschiedene 
zeitgeistige Firmen in Online-
shops drei- bis sechsflammige 
Teelichtöfen an und preisen sie 
als alternative Heizung. Eine 
mehr als punktuelle Erwärmung 
des Raums leisten sie aber nicht – 
und die Brandgefahr ist viel zu 
gross!

Das Kochen mit Kerzen 
kann gelingen – aber nur, wenn 
Sie viel Geduld mitbringen. Für 
ein Tête-à-tête mag der Teelicht-
Racletteofen ja mal lustig sein. 
Aber für ein richtiges Geköch 
reicht die Heizenergie von Ker-
zenlicht einfach nicht aus.

MARTIN JAKOB

Wir hatten Angst. Wir blieben zu 
Hause. Und gingen wir ausser 
Haus, schmierten wir die Hände 
mit übelriechenden Desinfektions-
mitteln ein, trugen Masken und 
wichen zwei Schritte zurück, 
wenn irgendwelche Ignoranten 
uns zu nahe auf den Pelz rückten. 
Die meisten standen Schlange im 
Impfzentrum, manche lagen da-
nach einen Tag lang flach. «Ein 
 gutes Zeichen!» hiess es dann, 
«jetzt produziert Ihr Immunsys-
tem Antikörper.» 

DAUERGAST CORONA
Nicht alle litten bloss unter Impf-
nebenwirkungen oder kamen mit 
einem milden Krankheitsverlauf 
davon: In der Schweiz allein star-
ben bisher gegen 14 000 Menschen 
mit laborbestätigter Infektion. Auf 
dem Höhepunkt im Spätherbst 

2020 waren es bis zu 100 täglich. 
Und jetzt? 97 Prozent der Schwei-
zer Bevölkerung haben Antikörper 
gegen Covid im Blut, sind also 
 geimpft oder genesen. Harmlos ist 
die Lage trotzdem nicht. Die der-
zeit dominante Virusvariante BA.5 
führt zwar zu weniger schweren 
Verläufen, ist aber hochanste-
ckend und verschont auch Ge-
impfte und Genesene nicht mit 
 Sicherheit.

Noch immer stehen um die 
drei Todesfälle pro Tag im Zusam-
menhang mit einer laborbestätig-
ten Covid-19-Infektion. Und der 
seit Mitte September verzeichnete 
Anstieg neuer Fälle flacht im Mo-
ment zwar wieder ab, doch gehen 
die Expertinnen und Experten von 
einer hohen Dunkelziffer aus. 
Denn der Anteil der Tests mit posi-
tivem Ausgang ist mit über 40 Pro-
zent sehr hoch. «Wir treten in eine 
neue Phase der Pandemie ein», 
sagt der britische Seuchenexperte 
Jeremy Farrar im deutschen Nach-

richtenmagazin «Der Spiegel». Die 
neueren Varianten des Virus seien 
so leicht übertragbar, dass sie stän-
dig in der Bevölkerung zirkulier-
ten. Es bleibe weiterhin wichtig, 
 alles zu unternehmen, um Infek-
tionen möglichst zu vermeiden: 
«Sonst lassen wir es zu, dass dieses 
Virus weiterhin Milliarden und 
Abermilliarden von Kopien (…) 
hervorbringt. Und jedes einzelne 
Virus hat die Möglichkeit, gegen 
unsere Impfstoffe und unsere Im-
munabwehr immun zu werden.»

VORSICHT UND RÜCKSICHT
Nach wie vor empfehlenswert ist 
die Einhaltung jener Regeln, die 
uns beim Ausbruch der Pandemie 
eingebleut worden sind: eine 
gründliche Handhygiene, ins Ta-
schentuch oder in die Armbeuge 
husten und niesen und mehrmals 
täglich lüften. Vermeiden Sie aus-
serdem weiterhin Handschüttel-
orgien! Und tragen Sie Maske, wo 
sich viele Leute auf besonders we-
nig Raum versammeln – im ÖV, im 
gut besuchten Supermarkt oder 
im Kino –, aber auch in der Nähe 
besonders gefährdeter Personen. 

TESTEN BEI SYMPTOMEN
Brummt der Kopf? Schmerzen die 
Glieder? Meldet sich Husten? 
Läuft die Nase? Nach wie vor soll-
ten besonders gefährdete Perso-
nen (ab 65, chronisch krank oder 
schwanger) bei Symptomen wie 
diesen zum PCR-Test oder Schnell-
test gehen. Für nicht besonders ge-
fährdete Personen spricht das 
Bundesamt für Gesundheit (BAG) 
keine dringliche Testempfehlung 
mehr aus. Testen sollten Sie aber, 
sobald Sie die Symptome als hart-
näckig oder gravierend empfin-
den oder falls Sie regelmässigen 
Umgang mit gefährdeten Perso-
nen haben. 

Der PCR-Test ist bei Sympto-
men, nach Kontakt zu einer posi-
tiv getesteten Person oder auf ärzt-
liche Anordnung kostenlos. Der 
Schnelltest ist für alle gratis. Selbst 
zu bezahlen sind PCR-Tests, falls 
keine der obengenannten Voraus-

setzungen erfüllt sind, sowie die 
Selbsttests. 

Das Testen ist kantonal orga-
nisiert; hier finden Sie die Infor-
mationen zu Ihrem Kanton: 
 rebrand.ly/covid19testenkanton.

IMPFEN JE NACHDEM
Seit 10. Oktober kann sich wieder 
jede Person ab 16 Jahren kostenlos 
impfen lassen. Gemäss Dokumen-
tation des BAG und der Eidgenös-

sischen Kommission für Impffra-
gen schützt eine Auffrischimp-
fung in erster Linie gut gegen 
 einen schweren Verlauf mit Hospi-
talisation, wie er vor allem bei 
 alten Menschen und solchen mit 
Vorerkrankungen auftritt. Der 
Schutz vor Ansteckung an sich ist 
aber gering.

Was bedeutet das für Ihren 
Impfentscheid? Unbedingt sollten 
Sie zur Auffrischimpfung gehen, 
wenn Sie 65jährig und älter sind, 
eine chronische Krankheit haben 
oder schwanger sind. Haben Sie 
sich noch nie gegen Corona imp-
fen lassen? Dann empfiehlt das 
BAG für gefährdete Personen zwei 
Impfungen, für nicht gefährdete 
eine. Sind Sie aber schon mehr-

Maske tragen, testen, impfen, zertifizieren? Wie Sie sich jetzt gegen Infektion   und schwere Erkrankung schützen 

Nicht zu Hause bleiben. Aber  vorsichtig!
CORONA UND ARBEIT

EINE GANZ
NORMALE
KRANKHEIT
SCHUTZPFLICHT. Seit dem Weg
fall der besonderen Lage und den 
spezifischen Schutzmassnahmen 
ist Covid19 rechtlich einer nor
malen Krankheit gleichgestellt. 
Die Verantwortung für Massnah
men zum Schutze der Gesund
heit der Mitarbeitenden liegt also 
vollständig bei den Firmen. 

POSITIV, ABER FIT. Haben Sie ein 
positives Testresultat, sind aber 
nicht krank, müssen Sie arbeiten 
gehen. Informieren Sie aber die 
Firma: Sie ist nach wie vor ver
pflichtet, die notwendigen Mass
nahmen zu treffen, um Ihre 
 Arbeitskolleginnen und kollegen 
vor einer Ansteckung zu schüt
zen. Vielleicht können Sie ja im 
Homeoffice arbeiten – ein An
spruch darauf besteht allerdings 
nicht. 

POSITIV UND KRANK. Sind Sie 
aufgrund der Krankheit arbeitsun
fähig, müssen Sie ein Arztzeugnis 
beibringen. Ob Sie schon ab dem 
ersten Krankheitstag oder erst 
nach ein paar Tagen ein Arztzeug
nis vorweisen müssen, kann je 
nach Arbeitsvertrag, reglement 
oder Gesamtarbeitsvertrag (GAV) 
unterschiedlich sein. 

BESONDERS GEFÄHRDET. Die 
Schutzpflicht der Firma gilt insbe
sondere gegenüber besonders 
gefährdeten Mitarbeitenden. Sie 
muss die möglichen Schutzmass
nahmen treffen, zum Beispiel 
Homeoffice, die Einrichtung eines 
getrennten Arbeitsbereichs oder 
das Tragen von Masken.

LÄNGERFRISTIGE FOLGEN. Je 
nach Schätzung sind 10 bis 20 
Prozent der Infizierten von Long 
Covid betroffen. Manche sind im 
Alltag massiv eingeschränkt und 
nicht mehr arbeitsfähig. Wie 
dann vorzugehen ist und welche 
Versicherungsleistungen Sie ein
fordern können, hat work im Früh
ling bereits zusammengefasst: 
rebrand.ly/vorgehen-longcovid. (jk) 

fach geimpft und/oder genesen, ist 
die Auffrischimpfung nicht dring-
lich. Die Impfungen sind seit 
10. Oktober für alle Personen mit 
obligatorischer Krankenversiche-
rung kostenlos.

Das Impfen ist kantonal orga-
nisiert; hier finden Sie die Infor-
mationen zu Ihrem Kanton: 
 rebrand.ly/covid19impfenkanton.

ZERTIFIKAT UND COVID-APP
Mit der Swiss Covid App liess sich 
feststellen, ob jemand enge Kon-
takte zu infizierten Personen 
hatte. Sie ist seit Frühling 2022 in-
aktiv. Löschen Sie sie. 

Nach wie vor in Betrieb ist 
aber das Covid-Zertifikat. Bewah-
ren Sie schriftliche Zertifikate auf 

bzw. lassen Sie diese App auf  Ihrem 
Smartphone aufgeschaltet und 

tragen Sie neue Impfungen und 
Genesungen darin nach. Zurzeit 
benötigen Sie in Europa keinen 
Impfnachweis mehr, jedoch unter 
Umständen für die Einreise in Län-
der anderer Kontinente. Für die 
Einreise in die USA ist zum Bei-
spiel ein Impfnachweis erforder-
lich. Informieren Sie sich weiter-
hin vor einer Auslandreise über 
die Einreisebestimmungen des 
Ziellandes.

Steht uns ein strenger Pandemiewinter bevor? 
Niemand weiss das so genau. Das Virus bleibt 
unberechenbar. Was Sie jetzt zu Ihrem Schutz 
unternehmen können und was bei der Arbeit gilt. 

ZAHLEN, BITTE
Wie entwickelt sich die Pandemie? 
Hier die Websites, über die Sie 
sich jederzeit ein aktuelles Bild der 
Lage machen können.

SCHWEIZ:  
rebrand.ly/covid19schweiz 
(Bundesamt für Gesundheit)
EUROPA: 
rebrand.ly/covid19europa  
(SRF)
WELTWEIT: 
rebrand.ly/covid19weltweit  
(John Hopkins University,  
Baltimore, USA)

WORKTIPP

Teelichtöfen: geringe 
Heizleistung, 
dafür Brandgefahr.

Die neueren Varianten 
des Virus sind 
leichter übertragbar.

Die Auffrischimpfung 
schützt vor allem 
vor schweren Verläufen.

MASKE AUF: Wo sich viele Menschen aufhalten       – zum Beispiel im ÖV – besteht erhöhtes Infektionsrisiko. FOTO: GETTY

KERZEN SIND KEIN KRAFTWERK: Teelichter können ein Kännchen Tee warm halten. 
Zum Heizen und Kochen ist ihre Energieleistung aber zu gering. FOTO: VECTEEZY

Myriam Muff von der 
Unia-Rechtsabteilung
 beantwortet Fragen 
aus der Arbeitswelt.

Das 
offene 

Ohr
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 DEN PREIS, ein K-Tipp-Abo, 
hat gewonnen: Bruno Morelli, Uetikon am See ZH.
Herzlichen Glückwunsch!

L

D

W

L

C
H
I
S
I
N
A
U

W
A
E
D
L
I

B
O
O
T
E

E
T
H
O
S

I

T

E

A
B
A
R
T

L

A
A
L
E

L
U
K
E

M

K
L
A
U
S
U
R

Z

S

K
E
I
L
E

S

D
A

G
E
N
E
R
A
L

O

B
L
S

T

E
R
I
N

E

G
E
L
E
E

D
U

K

A
M
M
E
N

E
S
T
E
R

P
L
U
M
P

S
E
H
N
E

C

F
A

A
F
F
E
N

D

S
K
A

L
U
N
T
E

H

G
E
R
A
E
T

G
E
S

E

B
E
R
E
T

L

U

G

T
U
K
A
N

G

K
U
F
E

C
E
S
A
R

K

B
E
E
L
E
R

I

D
U
Z
E
N

E

A
B

W
A
G
G
O
N

V

S
I
L
U
R

U
S
A

P
I
L
O
T
E
N

E
U

T
T

J
E
N
E
R

T
E
I
N
T

ENERGIESPAREN

Auflösung

 Lösungswort einsenden an: work, 
Postfach, 3000 Bern 16, oder per 
E-Mail: verlag@workzeitung.ch 
Einsendeschluss 11. November 2022

 LÖSUNG UND GEWINNER AUS NR. 17
Das Lösungswort lautete: ENERGIESPAREN

Über 9000 Ferien- und
Freizeitanbieter werden
günstiger durch Reka-
Checks: ÖV, Reisebüros,
Hotels, Restaurants,
Kinos, Tankstellen, 
Freizeitparks u. v. m.
www.reka.ch

Bau-Protesttage gehen weiter: Bauarbeiter kämpfen
für mehr Schutz und gegen Stundenklau!

Nachdem Tausende Bauarbeiter im Tessin und in der Nordwestschweiz  
gegen die Angriffe der Baumeister auf ihre Arbeitsbedingungen protestiert 
haben, gehen die Bauarbeiter nächste Woche in der Romandie  
und in der restlichen Deutschschweiz auf die Strasse.

Die Bauarbeiter kämpfen für ihre Rechte. 
Danke für deine Solidarität!

Mehr Infos: 
www.unia.ch/lmv2022



 Gewinnen Sie 100 Franken!
Senden Sie uns Ihr Lieblingsfoto: Wenn es  abgedruckt wird, 
gewinnen Sie 100 Franken! Schreiben Sie uns, was es zeigt und 
wo, wann und wie es entstanden ist. Bitte vergessen Sie nicht, 
Ihre vollständige Adresse anzugeben.
Senden an redaktion@workzeitung.ch, Betreff «Leserfoto»

  4. November 2022 workpost 17

Herrlicher Bergblick
WANN 16. Oktober 2022
WO Interlaken
WAS Schöner Herbsttag auf der Schynigen Platte
Eingesandt von Stefan Egger, Schmitten FR

WORKLESERFOTO

WORKPOST

WORK 17 / 21. 10. 2022:
«DAS WAR EIN RIESIGER FEHLER»

Pensionskasse 
abschaffen
Das Beste wäre, wenn man die Pensionskassen 
abschaffen würde und nur noch die AHV für 
die Renten zuständig wäre. Da dies wahrschein-
lich am Widerstand der Bürgerlichen und des 
Volks scheitern wird, besteht nur die Möglich-
keit, das Geschäft mit den Lebensversicherern 
und Spekulationen mit Anlagegeldern zu 
verbieten. Ausserdem sollte man die Gauner 
der Lebensversicherungen, die diesen Skandal 
verursachten, endlich einmal gerichtlich zur 
Rechenschaft ziehen.

LOUIS STUCKI, VIA WORKZEITUNG.CH

Kaltherzig ins 
Elend gedrückt
Man muss sich betreffend BVG auch des Folgen-
den bewusst sein: Das Endalterskapital ist dort 
ebenfalls gedeckelt. Es darf zum Beispiel bei 
meiner Versicherung nicht mehr als dreimal so 

hoch sein wie mein aktuelles Jahreseinkom-
men. So bin ich 20 Prozent meiner prognosti-
zierten Rente los geworden, als ich mit
55 Jahren meinen Job verlor und nun einen 
schlechter bezahlten Job habe. Dies, obwohl ich 
ununterbrochen gearbeitet und keine Einzah-
lungslücken habe. Nachzahlen darf ich diese 
Lücke nicht, um meine Rente aufzubessern. 
Ebenso wird durch sogenannte Zusatzversiche-
rungen der Umwandlungssatz von 6,8 Prozent 
umgangen und die Gesamtrente so massiv 
runtergedrückt. Man wird also auch durch 
diese Massnahmen, die in den internen AGB 
der Versicherer nachzulesen sind, ins Elend 
gedrückt. Bezeichnenderweise stehen auch 
immer weniger Infos auf den offi ziell zugäng-
lichen Internetseiten der Versicherer. Wie im 
Dokfi lm gesagt wurde, ist das ursprüngliche 
Problem vor allem, dass man auf das Prämien-
primat wechselte und das Leistungsprimat 
abschaffte. Es ist wichtig zu verfolgen, wie sich 
das alles mit Teilpensionierungen usw. verhält, 
denn dort hat man anschliessend ja auch nur 
noch ein tieferes (Teil-)Einkommen … darüber 
wird bis jetzt noch gar nicht gesprochen.

ANNELIES MEIER, VIA WORKZEITUNG.CH 

WORK 17 / 21. 10. 2022:
DAS FUSSBALLFEST IM SKLAVENSTAAT 

Falsches Bild 
von Katar
Leider verbreitet die Kolumne von Jean Ziegler 
falsche Vorstellungen über die Situation der 
Bauarbeiter in Katar. Die Internationale der 
Bau-und-Holzarbeiter-Gewerkschaften, der 
auch die Unia angehört, hat sich seit der Ver-
gabe der WM an Katar dafür eingesetzt, die 
Situation der Bauarbeiter in Katar zu verbes-
sern, und hat sehr grosse Erfolge erzielt. Insbe-
sondere auf den Stadionbaustellen war die 
Sicherheit gut. Es hat weniger tödliche und 
schwere Unfälle gegeben als auf Schweizer 
Baustellen. Ich habe selbst an Inspektionen, 
auch der Unterkünfte der Stadionarbeiter, 
teilgenommen. Ich habe auch mit zahlreichen 
Arbeitern gesprochen und kann bezeugen, dass 
sich ihre Situation dank dem Einsatz der 

Gewerkschaften wesentlich verbessert hat. Die 
grösste Sorge der Arbeiter auf den Stadion-
baustellen im letzten Herbst bestand darin, 
weiter in Katar arbeiten zu können, nachdem 
die Fussballstadien fertig gebaut sind. Die 
Todesfallzahlen werden immer wieder in einen 
falschen Zusammenhang gebracht, auch von 
Jean Ziegler. Die 6500 toten Arbeiter beziehen 
sich auf 10 Jahre (also 650 Tote pro Jahr) und 
1,4 Mio Arbeiter aus den Ländern, welche die 
Todesfallzahlen gemeldet haben. Das sind 
nicht Arbeiter, die bei Bauarbeiten gestorben 
sind, wie Ziegler schreibt. Die allermeisten sind 
an Krankheiten und bei Verkehrsunfällen 
gestorben.

RITA SCHIAVI, EX-UNIA-GESCHÄFTSLEITUNGSMITGLIED, PER MAIL

WM mit Schweizer 
Kriegsmaterial
Der Bundesrat hat den Export von Munition 
nach Katar bewilligt. 6000 Schuss 27-Milli-
meter-Munition für die Bordkanonen des 
Kampfjets Eurofi ghter. Im ersten Halbjahr 2022 
war Katar auch der wichtigste Abnehmer von 
Kriegsmaterial aus der Schweiz. Für 117,5 
Millionen Franken Kriegsmaterial wurde an 
dieses Regime im Pulverfass des Nahen Ostens 
geliefert. Katar war bis 2017 am Krieg in Jemen 
beteiligt und soll in den letzten Jahren auch 
radikalislamische Gruppen sowie Terrororgani-
sationen unterstützt haben. Millionen sollen 
von Privatpersonen aus Katar zum Islamischen 
Staat und zu al-Kaida gefl ossen sein. Auch 
Saudiarabien unterstützte diese extremisti-
schen Gruppierungen. Mit dem aus der 
Schweiz gelieferten Kriegsgerät sollen sicher 
auch die Fussballweltmeisterschaften 
geschützt werden, die vom 20. November bis 
zum 18. Dezember 2022 in Katar stattfi nden.

HEINRICH FREI, PER MAIL

Schreiben Sie uns
Ihre Meinung und Ihre Erfahrungen interessieren uns. 
Schreiben Sie per E-Mail an 
redaktion@workzeitung.ch oder an 
work Redaktion Leserbriefe, Gewerkschaft Unia, 
Postfach, 3000 Bern 16
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 Sozialabbauer? Lohndumper? 
Jobvernichter? work nennt die Namen. 
Angriffi g, kritisch, frech.

work abonnieren.
Für nur Fr. 36.– im Jahr 
jeden zweiten Freitag direkt ins Haus.

Im Pumpkraftwerk Limmern schaut 
Thomas Engler, dass die Turbinen 
drehen, die Generatoren pumpen und 
die Maschinen laufen. Ein 
Besuch dort, wo der unsichtbare 
Strom sichtbar wird. 
SARAH FORRER | FOTOS NICOLAS ZONVI

Eine unscheinbare rote Tür trennt zwei Wel-
ten. Draussen, eingekesselt von steilen Fels-
wänden, liegt der kleine Weiler Tierfehd. Das 
Ende des Glarner Hinterlandes. Im Winter 
kriechen die Sonnenstrahlen kaum über den 
Tödi. Kühe grasen friedlich. Kein Mensch weit 
und breit. Die Uhren scheinen hier stehenge-
blieben zu sein. Ganz anders im Innern des 
Berges. Auf der anderen Seite der Türe. Dort 
präsentiert sich die Zukunft der nachhalti-
gen Stromversorgung: das grösste Pumpspei-
cherwerk der Schweiz. Ein riesiges Labyrinth 
aus dunklen Stollen, endlosen Gängen, zwei 
Stauseen und riesigen Maschinen. Seit sechs 
Jahren ist die Anlage der Axpo in Betrieb. An-
lagentechniker Thomas Engler (34) sagt: «Es 
ist ein grosser Spielplatz für Technik-Freaks.» 

Seine Augen leuchten vor Freude, wenn 
er über seinen Alltag spricht. Seinen Alltag 
unter Tag. Seinen Alltag unter Strom. «Schon 
als Kind hat mich Energie fasziniert. Nach 
der Lehre als Elektriker war für mich deshalb 
klar: Ich bilde mich auf dem Gebiet weiter», 

erzählt er in der Standseilbahn, die vier Kilo-
meter weit und 900 Meter hoch in den Berg 
fährt. Seit neun Jahren arbeitet er hier als An-
lagentechniker. Sein Traumjob, wie er sagt. 

HERZSTÜCK. Die Bahn hält. Engler steigt aus 
und läuft die schier endlosen Gänge entlang. 
Tür auf. Tür zu. Um die Ecke. Bis zur Kaver-
nenzentrale. Dem Herzstück des Betriebs. In 
der 50 Meter hohen und 150 Meter langen 
Halle pfl anzen sich vier riesige Generatoren 
in den Beton. Allein die darin enthaltenen 
Rotoren wiegen je 330 Tonnen. So viel wie 
acht voll beladene Lastwagen.

Thomas Engler war beim Aufbau der An-
lage vor sechs Jahren mit dabei. Ein Knochen-
job, wie er sagt. Kombiniert mit präziser 
Handarbeit. «Die Maschinen sind hochspezia-
lisiert. Entsprechend sensibel reagieren sie.» 
Engler vergleicht es mit Handys. Die ersten 
Nokias waren unverwüstlich und hielten 
zehn Jahre. Heute sind sie zwar hochentwi-
ckelt, aber kurzlebig und anfällig für Mängel. 

Damit alles reibungslos läuft, über-
wacht Engler mit seinem Team die Maschi-
nen rund um die Uhr. Sieben Tage die Wo-
che. Immer wieder rückt der Glarner auch in 
der Nacht aus. Das erste Mal fand er die Fahrt 
rein in den Berg noch unheimlich. Mittler-
weile hat er sich daran gewöhnt. Oft sind es 
kleine Sachen, die den Alarm auslösen. Ein 

Sensor, der ausgewechselt werden muss. 
Oder zu starke Temperaturschwankungen, 
welche die Maschinen und damit den Strom-
fl uss beeinfl ussen. 

«Das Stromnetz muss stabil bei 50 
Hertz laufen. Also Angebot und Nachfrage 
müssen sich die Waage halten. Sonst gibt’s 
Probleme. Bis hin zum Blackout», erklärt 
Engler. Ein grosser Vorteil der Pumpspei-
cheranlage ist die Flexibilität: Je nach Bedarf 
kann Strom produziert oder gespeichert 
werden. Wird beispielsweise in der Nacht 
wenig Strom gebraucht, pumpen die Gene-
ratoren Wasser vom Limmernsee in den hö-
her gelegenen Muttsee. Sie brauchen also 
überschüssigen Strom, um den Stausee zu 
füllen. Steigt die Nachfrage gegen Mittag, 
wenn die Herdplatten laufen und die Fabri-
ken glühen, schalten die Maschinen um 
und lassen das Wasser ab. So wird das Netz 
mit Energie gespeist. 

PUZZLESTÜCK. Dieser Puffer ist Gold wert – 
vor allem in Zeiten der Sonnen- und Wind-
energie. Denn diese sind alles andere als be-
ständig. Zur Veranschaulichung öffnet Tho-
mas Engler einen Bildschirm, der in die 
Wand eingelassen ist. Eine Grafi k ploppt auf. 
Sie zeigt die Leistungskurve der Photovoltaik-
anlagen auf den Stauseemauern. Diese 
schwankt wild rauf und runter. «An sonni-
gen Tagen speisen sie viel Strom ein. In der 
Nacht null», erklärt Engler. «Wollen wir die 
Energiewende schaffen, sind Pumpanlagen 
ein sehr wichtiges Puzzlestück.»

Der Glarner läuft weiter, ein Stockwerk 
runter, einen Gang weiter, und öffnet eine 
dicke Tür. Lärm schlägt einem entgegen. Der 
Boden vibriert. Die riesige Turbine dreht. Ins-
gesamt werden hier im Berg rund 1000 Me-
gawatt Strom produziert. Das entspricht der 
Leistung eines Kernkraftwerks. Diese Ener-
gie hat sich die Axpo einiges kosten lassen. 
2,1 Milliarden Franken, um genau zu sein. 
Viel Geld. Das wieder reingespült werden 
muss. Diesen Druck spürt auch Thomas Eng-

ler ab und an. Steigt eine der Maschinen zur 
Spitzenzeit aus, klingelt sein Handy alle paar 
Minuten. Die Leitstelle will wissen, wann die 
Produktion weitergeht. Stressen lässt sich der 
Familienvater nicht. «Das Wichtigste in mei-
nem Job ist, ruhig Blut zu bewahren.» Denn 
jeder Fehler kann Folgen haben. Tödliche gar. 
Mit Strom ist nicht zu spassen, unter Tag erst 
recht nicht. Oberstes Gebot hat die Sicherheit. 
«Wir reparieren die Maschinen immer zu 
zweit. Vier Augen sehen mehr als zwei.» 

Der Glarner blickt auf die Uhr. Um
11 fährt die Bahn. Und was sagt er zu den ak-
tuellen Schlagzeilen: Ist er auf einen Blackout 
vorbereitet? «Wir haben eine Dose Ravioli im 
Keller», sagt er lachend, um dann ernst zu 
werden. Wenn es eng wird, heisst dies für ihn: 
Viel Arbeit. Er wird mithelfen, den Strom wie-
der hochzufahren. Etwas Gutes gewinnt er 
der Situation ab: «Das Bewusstsein hat sich 
verändert. Strom ist nicht mehr so selbstver-
ständlich.» Die Bahn hält im Tal. Engler 
drückt den Knopf. Die rote Tür öffnet sich. 
Draussen regnet es in Strömen. 

Thomas Engler (34) arbeitet unter Tag in einem riesigen Labyrinth 
an der Stromversorgung der Zukunft

«Ein Traum für Tech-Freaks»

THOMAS ENGLER

RAUF UND 
RUNTER
Ganz ohne Strom 
kommt Thomas 
Engler beim Biken 
aus. «Auf ein 
Elektrovelo steige ich 
nicht vor 60 Jahren», 
sagt er lachend. Bis 
dahin strampelt er mit 
seinen eigenen 
Beinen die Berge 
hoch. Am liebsten 
mag der sportliche 
Glarner kurvige, 
steile Strecken, die 
ihn etwas heraus-
fordern. «Wer wie ich 
im Tal aufgewachsen 
ist, nutzt die Möglich-
keiten der wunder-
baren Natur hier.»

AUF TRAB. Ist er nicht 
auf dem Bike oder auf 
dem Snowboard, 
kümmert er sich um 
seine kleine Familie. 
Seine Kinder sind 
anderthalb und drei 
Jahre alt – und halten 
ihn auf Trab. Dank der 
gleitenden Arbeits-
zeiten übernimmt er 
auch mal einen 
Arztbesuch. Oder geht 
mit den Kindern 
einkaufen.

IM HERZEN DER MEGA-MASCHINE: Techniker Engler hat schon beim Bau des Kraftwerks vor sechs Jahren mitgearbeitet.

WORK-SERIE

Sie schaffen die 
Energiewende
Teures Gas, knapper Strom und eine Klima-
krise, die sich immer deutlicher zeigt: Das 
Thema Energie bewegt die Schweiz wie schon 
lange nicht mehr. work richtet ab heute den 
Blick auf die Büezerinnen und Büezer, die 
bereits jetzt an der Energiewende arbeiten. 
Mit einer «worktag»-Serie. Rund um sauberen 
Strom und  konkreten Klimaschutz.

Sie schaffen die 
Energiewende
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